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vom 7. Juni 2019

Sehr geehrte Frau Nationalratspréasidentin
Sehr geehrter Herr Standeratsprasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dieser Botschaft beantragen wir Thnen, die Volksinitiative «Fiir eine massvolle
Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» Volk und Stinden zur Abstimmung zu
unterbreiten mit der Empfehlung, die Volksinitiative abzulehnen.

Wir versichern Sie, sehr gechrte Frau Nationalratsprasidentin, sehr geehrter Herr
Standeratsprésident, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hoch-
achtung.

7. Juni 2019 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprisident: Ueli Maurer
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr
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Ubersicht

Die Initiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)y ver-
langt eine eigenstindige Regelung der Zuwanderung von Auslinderinnen und
Auslindern in die Schweiz ohne Personenfreiziigigkeit. Sie verlangt vom Bundes-
rat, das Personenfreiziigigkeitsabkommen mit der EU zu kiindigen, falls es der
Schweiz nicht gelingt, das Abkommen innert Jahresfrist auf dem Verhandlungs-
weg ausser Kraft zu setzen. Der Wegfall der Personenfreiziigigkeit hiitte schédli-
che Folgen fiir den Wirtschaftsstandort Schweiz und wiirde Arbeitsplitze gefiihr-
den. Bei einer einseitigen Kiindigung wire der bilaterale Weg mit der EU zudem
grundlegend infrage gestellt. Der Bundesrat beantragt deshalb der Bundesver-
sammlung, die Initiative ohne direkten Gegenentwurf und ohne indirekten Gegen-
vorschlag Volk und Stinden zu unterbreiten, mit der Empfehlung, sie abzulehnen.

Inhalt der Initiative

Die Volksinitiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)»
wurde am 31. August 2018 bei der Bundeskanzlei eingereicht. Sie verlangt eine
eigenstindige Regelung der Zuwanderung von Auslinderinnen und Ausldindern in
die Schweiz ohne Personenfreiziigigkeit; auch neue vélkerrechtliche Vertrige diirfen
keine Personenfreiziigigkeit gewdhren. Gemdss der Initiative soll der Bundesrat das
Personenfreiziigigkeitsabkommen mit der EU (FZA) auf dem Verhandlungsweg
ausser Kraft setzen. Dies hat innerhalb von zwélf Monaten nach Annahme der Ini-
tiative zu erfolgen. Falls dies nicht gelingt, hat der Bundesrat das FZA innert weite-
ren 30 Tagen zu kiindigen.

Bedeutung der Personenfreiziigigkeit

Das Anliegen der Initiantinnen und Initianten ist es, mit dem Verzicht auf die Perso-
nenfreiziigigkeit die Zuwanderung auch aus den EU/EFTA-Staaten eigenstindig
steuern zu kénnen. Aus Sicht des Bundesrates wire ein Wegfall des FZA allerdings
mit betrdchtlichen Kosten verbunden. So hat das FZA gemdss Studien den grissten
wirtschaftlichen Effekt aller sieben bilateralen Abkommen I mit der EU (Bilaterale
1). Es ermdglicht es den Unternehmen, bei Bedarf flexibel und mit geringem admi-
nistrativen Aufwand auf ein grosses Arbeitskrdfteangebot, insbesondere auch von
Fachkriften, zuriickzugreifen. Dies sichert Arbeitspliitze in der Schweiz, stirkt die
hiesige Wirtschaft und ihre Wettbewerbsfihigkeit. Dank dem FZA besitzen aber
auch Schweizerinnen und Schweizer einen Rechtsanspruch, in der EU leben und
arbeiten zu diirfen, wenn sie die entsprechenden Voraussetzungen erfiillen. Ende
2018 lebte rund eine halbe Million Auslandschweizerinnen und -schweizer in Euro-
pa, mehrheitlich in Frankreich, Deutschland und Italien.

Die Personenfreiziigigkeit gilt zudem nicht bedingungslos. Voraussetzung ist, dass
man tiber einen giiltigen Arbeitsvertrag verfiigt, selbststindigerwerbend ist oder bei
Nichterwerbstitigkeit ausreichende finanzielle Mittel nachweisen kann und umfas-
send krankenversichert ist. Entsprechend erfolgt die Zuwanderung im Rahmen des
FZA in erster Linie in den Arbeitsmarkt: Rund zwei Drittel der Staatsangehorigen
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der EU, die in die Schweiz einwandern, nehmen direkt eine Erwerbstitigkeit auf.
Die Zuwanderung im Rahmen des FZA hat insgesamt nicht zu einer Zunahme bei
den Sozialleistungsbeziigen oder zu einer Verschlechterung der Arbeitsmarktbedin-
gungen gefiihrt.

Die Zuwanderung aus den EU/EFTA-Staaten reagiert auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung in der Schweiz und in der EU. Nach einem raschen Anstieg infolge der
Wirtschafiskrise 2008/2009 ist die Nettozuwanderung seit 2013 wieder stark riick-
ldufig. Von 2013 bis 2018 hat sich der Wanderungssaldo der EU/EFTA-Staatsange-
horigen aufgrund des soliden Wirtschaftswachstums in Europa von knapp 61 000
auf 30 900 halbiert. Die Schweiz wird aufgrund der Herausforderungen, die der
demografische Wandel (Alterung der Bevolkerung) und der strukturelle Wandel
insbesondere als Folge der Digitalisierung mit sich bringen, auch in Zukunft —
ergdnzend zum inldndischen Potenzial — auf ausldndische Fachkrifte angewiesen
sein. Der von der Initiative geforderte Wegfall des FZA und eine allfillige Riickkehr
zum friiheren, biirokratischen Kontingentsystem wiirde dies erheblich erschweren.

Auf die Zuwanderung aus Drittstaaten hat die Initiative keine direkten Auswirkun-
gen, well fiir solche Personen nach dem geltenden Recht keine Freiziigigkeit besteht.
Ebenfalls keine direkten Auswirkungen hat die Begrenzungsinitiative auf Personen
aus dem Asylbereich.

Wegfall der Bilateralen 1

Das FZA ist Teil der Bilateralen I und rechtlich mit den iibrigen sechs Abkommen
verkniipft («Guillotine-Klausel»). Die Annahme der Initiative hdtte demnach den
automatischen Wegfall der Bilateralen I zur Folge, falls die Schweiz das FZA kiin-
digen miisste, weil innerhalb eines Jahres keine einvernehmliche Losung mit der EU
gefunden werden konnte.

Die Bilateralen I sichern in zentralen Bereichen (u. a. technische Handelshemmnis-
se, Landwirtschaft, Land- und Luftverkehr) einen weitgehend diskriminierungsfreien
Zugang der Schweizer Wirtschaft zum EU-Binnenmarkt und haben in verschiedenen
Bereichen binnenmarktihnliche Verhdltnisse geschaffen. Ein Wegfall dieser Ab-
kommen hdtte einschneidende Verdnderungen der Rahmenbedingungen fiir die
Schweizer Wirtschaft zur Folge, er wiirde unmittelbar Arbeitsplitze gefihrden sowie
Konsumentinnen und Konsumenten in der Schweiz schlechterstellen. Die Initiative
riskiert damit in verschiedenen, fiir die Schweiz entscheidenden Bereichen einen
ungeregelten Zustand. Geregelte bilaterale Beziehungen mit der EU sind fiir die
Schweiz jedoch zentral. Die EU ist aufgrund ihrer geografischen und kulturellen
Ndhe sowie ihres politischen und wirtschaftlichen Gewichts die mit Abstand bedeu-
tendste Partnerin der Schweiz. Die Bilateralen I sind Kernbestandteil dieser bilate-
ralen Beziehungen. Eine Annahme der Initiative wiirde folglich den bilateralen Weg
zwischen der Schweiz und der EU grundlegend in Frage stellen.
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Abfederung im Inland

Der Bundesrat anerkennt jedoch, dass die Zuwanderung auch mit Herausforderun-
gen verbunden ist. In Bezug auf den Arbeitsmarkt kann sie insbesondere im Rahmen
des FZA zu kompetitiveren Bedingungen fiihren. Es gilt daher, die bestehenden
Steuerungsmoglichkeiten auszuschopfen, um den Druck auf die inldndischen Ar-
beitskrdfte zu minimieren. Dazu gehoren im Bereich des FZA unter anderem die
Anwendung flankierender Massnahmen wie Meldepflicht und Kontrollen bei ent-
sandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus dem EU/EFTA-Raum sowie eine
konsequente Umsetzung der am 1. Juli 2018 in Kraft getretenen Stellenmeldepflicht
in Berufsarten mit hoher Arbeitslosigkeit.

Am 15. Mai 2019 hat der Bundesrat eine Reihe weiterer Massnahmen beschlossen,
um die inldndischen Arbeitskrifte gezielt zu unterstiitzen sowie zu fordern und damit
sicherzustellen, dass die Personenfreiziigigkeit die inldndischen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer auch kiinftig nicht verdrdngt, sondern wo nétig ergdnzt. Zudem
ist durch die Einfiihrung einer Uberbriickungsleistung eine soziale Abfederung fiir
ausgesteuerte dltere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in finanziell bescheide-
nen Verhdltnissen vorgesehen. Die vorgeschlagenen Massnahmen unterliegen der
Logik, dass Zuwanderung nur so weit erforderlich ist, als der Bedarf der Schweizer
Wirtschaft nach Arbeitskrdften nicht im Inland selber gedeckt werden kann.

Antrag des Bundesrates

Der Bundesrat beantragt den eidgendssischen Rdten, die Volksinitiative «Fiir eine
massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» Volk und Stinden zur Ablehnung
zu empfehlen und ihr auch keinen direkten Gegenentwurf oder indirekten Gegenvor-
schlag entgegenzustellen.

5030



BB12019

Inhaltsverzeichnis
Ubersicht
1 Formelle Aspekte und Giiltigkeit der Initiative
1.1  Wortlaut der Initiative
1.2 Zustandekommen und Behandlungsfristen
1.3 Giiltigkeit
2 Ausgangslage fiir die Entstehung der Initiative
2.1 Das duale Zulassungssystem im Ausldnderbereich
2.1.1 Zulassung im Rahmen der Personenfreiziigigkeit
2.1.2  Wichtigste Ereignisse seit der Einfiihrung des FZA
2.1.3  Zulassung im Rahmen des AIG
2.2 Wirtschaftliche Entwicklung und Zuwanderung
2.3 Entwicklungen in den wichtigsten Bereichen

2.3.1 Einleitung

2.3.2  Arbeitsmarkt

2.3.3  Grenzgéngerregionen
2.3.4 Soziale Sicherheit
2.3.5 Weitere Bereiche

3 Ziele und Inhalte der Initiative

3.1
32

33

Ziele der Initiative

Die einzelnen Bestimmungen des Initiativtextes
3.2.1 Artikel 1215 E-BV
3.2.2  Artikel 197 Ziffer 12 E-BV

Auslegung und Erlduterung des Initiativtextes

4 Wiirdigung der Initiative

4.1
4.2

43

Wiirdigung der Anliegen der Initiative

Auswirkungen der Initiative bei einer Annahme
4.2.1 Wegfall des FZA

4.2.2  Gefahrdung der Bilateralen I

4.2.3  Gefihrdung der Bilateralen II

4.2.4  Auswirkungen auf weitere Abkommen
4.2.5 Umsetzung der Initiative

4.2.6 Finanzielle und personelle Auswirkungen
4.2.7 Inkrafitreten und Ubergangsrecht

Maingel der Initiative

5028

5033
5033
5033
5034

5034
5035
5035
5036
5036
5037
5038
5038
5038
5040
5040
5042

5044
5044

5044
5044
5045

5045

5048
5049

5050
5050
5051
5054
5056
5056
5057
5058

5058

5031



BB12019

5 Demografische Entwicklung, Digitalisierung, Strukturwandel
und Zuwanderung

5.1
52

53

Auswirkungen des demografischen Wandels

Auswirkungen von Digitalisierung und Strukturwandel auf
den Schweizer Arbeitsmarkt

Aktuelle Massnahmen im Zusammenhang mit Digitalisierung
und Strukturwandel

6 Auslinderrechtliche, arbeitsmarktliche sowie wirtschafts-
und sozialpolitische Massnahmen

Bereits getroffene Massnahmen

6.1

6.2

6.1.1

6.1.2
6.1.3
6.1.4

Massnahmen im Bereich des FZA

6.1.1.1  Schutz der Lohn- und Arbeitsbedingungen,
flankierende Massnahmen

6.1.1.2  Aufenthaltsrechtliche Massnahmen

Massnahmen im Rahmen des AIG

Einfiihrung Stellenmeldepflicht

Massnahmen zur Ausschopfung des inlédndischen

Arbeitskraftepotenzials

Zusétzliche Massnahmen

6.2.1
6.2.2

6.2.3

Konkurrenzfahigkeit von dlteren Arbeitskraften sichern
Verstirkung der Erwerbsintegration bereits anwesender
Auslénderinnen und Auslidnder (Auslénder-

und Integrationsgesetz)

Uberbriickungsleistung fiir 4ltere Arbeitslose

7 Schlussfolgerungen

Literaturverzeichnis

Bundesbeschluss iiber die Volksinitiative
«Fiir eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)»
(Entwurf)

5032

5059
5059

5061

5062

5065

5065
5065

5065
5066
5068
5069

5070

5070
5071

5073
5074

5075
5077

5079



BB12019

Botschaft
1 Formelle Aspekte und Giiltigkeit der Initiative
1.1 Wortlaut der Initiative

Die Volksinitiative vom 31. August 2018 «Fiir eine massvolle Zuwanderung (Be-
grenzungsinitiative)» hat folgenden Wortlaut:

Die Bundesverfassung! wird wie folgt gedndert:

Art. 121b Zuwanderung ohne Personenfreiziigigkeit

I Die Schweiz regelt die Zuwanderung von Ausldnderinnen und Ausldndern eigen-
stindig.

2 Es diirfen keine neuen volkerrechtlichen Vertrédge abgeschlossen und keine ande-
ren neuen volkerrechtlichen Verpflichtungen eingegangen werden, welche ausléndi-
schen Staatsangehorigen eine Personenfreiziigigkeit gewéhren.

3 Bestehende volkerrechtliche Vertrage und andere volkerrechtliche Verpflichtungen
diirfen nicht im Widerspruch zu den Absitzen 1 und 2 angepasst oder erweitert
werden.

Art. 197 Ziff. 122

12. Ubergangsbestimmung zu Art. 121b (Zuwanderung ohne Personenfreiziigigkeit)

I' Auf dem Verhandlungsweg ist anzustreben, dass das Abkommen vom 21. Juni
19993 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Europdi-
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits iliber die Freiziigigkeit
innerhalb von zwdlf Monaten nach Annahme von Artikel 1215 durch Volk und
Stéinde ausser Kraft ist.

2 Gelingt dies nicht, so kiindigt der Bundesrat das Abkommen nach Absatz 1 innert
weiteren 30 Tagen.

1.2 Zustandekommen und Behandlungsfristen

Die Volksinitiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)»
wurde am 29. Dezember 2017 von der Bundeskanzlei vorgepriift* und am 31. Au-
gust 2018 vom Initiativkomitee eingereicht.

I SR 101

2 Die endgiiltige Ziffer dieser Ubergangsbestimmungen wird nach der Volksabstimmung
von der Bundeskanzlei festgelegt.

3 SR 0.142.112.681; AS 2002 1529

4 BBI2018 108
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Mit Verfiigung vom 25. September 2018 stellte die Bundeskanzlei fest, dass die
Initiative mit 116 139 giiltigen Unterschriften zustande gekommen ist.>

Die Initiative hat die Form eines ausgearbeiteten Entwurfs. Der Bundesrat unterbrei-
tet dazu weder einen direkten Gegenentwurf noch einen indirekten Gegenvorschlag.
Nach Artikel 97 Absatz 1 Buchstabe a des Parlamentsgesetzes vom 13. Dezember
20026 (ParlG) hat der Bundesrat der Bundesversammlung spétestens bis am 31. Au-
gust 2019 eine Botschaft und den Entwurf eines Bundesbeschlusses zu unterbreiten.
Die Bundesversammlung muss nach Artikel 100 ParlG bis zum 28. Februar 2021
iiber die Abstimmungsempfehlung beschliessen. Sie kann die Behandlungsfrist
um ein Jahr verldngern, wenn die Voraussetzungen geméss Artikel 105 ParlG erfiillt
sind.

1.3 Giiltigkeit

Die Initiative erfiillt die Anforderungen an die Giiltigkeit nach Artikel 139 Absatz 3
der Bundesverfassung (BV):

a. Sie ist als vollstdndig ausgearbeiteter Entwurf formuliert und erfiillt somit
die Anforderungen an die Einheit der Form.

b. Zwischen den einzelnen Teilen der Initiative besteht ein sachlicher Zusam-
menhang. Die Initiative erfiillt somit die Anforderungen an die Einheit der
Materie.

c. Die Initiative verletzt keine zwingenden Bestimmungen des Vdlkerrechts.
Sie erfiillt somit die Anforderungen an die Vereinbarkeit mit dem Véolker-
recht.

2 Ausgangslage fiir die Entstehung der Initiative

Die vorliegende Initiative will die Personenfreiziigigkeit mit der EU beenden. Sie ist
eine Reaktion auf die relativ hohe Zuwanderung aus dem EU/EFTA-Raum in den
Jahren 2007-2013 nach Einfiihrung der Personenfreiziigigkeit mit der EU durch das
Abkommen vom 21. Juni 19997 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
einerseits und der Europdischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten anderer-
seits iiber die Freiziigigkeit (FZA). Ihre Annahme wiirde eine Riickkehr zum Kon-
tingentssystem auch mit EU/EFTA-Staaten bedeuten, wobei auch unter den fritheren
Zulassungsregimes ohne Personenfreiziigigkeit zeitweise eine sehr hohe Zuwande-
rung zu verzeichnen war, da die Entwicklung der Zuwanderung stark von den Be-
diirfnissen der Schweizer Wirtschaft und der Wirtschaftslage im Ausland abhéngt.

5 BBI2018 5785
6 SR 171.10
7 SR 0.142.112.681
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2.1 Das duale Zulassungssystem im Ausléinderbereich

Die Schweiz kennt heute ein duales Zulassungssystem, das zwischen Personen aus
den EU/EFTA-Staaten und Drittstaatsangehorigen unterscheidet. Die Initiative be-
trifft nur die Zuwanderung aus den EU/EFTA-Staaten, da die Schweiz mit Dritt-
staaten keine Personenfreiziigigkeit kennt.

2.1.1 Zulassung im Rahmen der Personenfreiziigigkeit

Aus den EU/EFTA-Staaten erfolgt prioritdr die Rekrutierung von ausléndischen
Arbeitskriften; es konnen qualifizierte und weniger qualifizierte Erwerbstitige
rekrutiert werden. Die Zuwanderung dieser Personen richtet sich nach dem FZA und
dem Ubereinkommen vom 4. Januar 19608 zur Errichtung der Europdischen Frei-
handelsassoziation (EFTA-Konvention)?.

Das FZA wurde am 21. Juni 1999 als Teil der Bilateralen Abkommen I (Bilaterale I)
abgeschlossen. Die Schweizer Stimmbevolkerung hat am 21. Mai 2000 die Bilatera-
len I mit 67,2 Prozent der Stimmen angenommen. Das FZA trat am 1. Juni 2002 in
Kraft. Mit der Einflihrung der Personenfreiziigigkeit zwischen der Schweiz und
den EU/EFTA-Staaten wurde der Zugang zum Schweizer Arbeitsmarkt liberalisiert.
Gleichzeitig haben auch Schweizer Staatsangehorige das Recht erhalten, ihren
Arbeitsplatz beziehungsweise ihren Aufenthaltsort innerhalb der Staatsgebiete der
Vertragsparteien frei zu wéhlen.

Die Personenfreiziigigkeit zwischen der Schweiz und den EU/EFTA-Staaten gilt
nicht bedingungslos: Voraussetzung ist, dass ein giiltiger Arbeitsvertrag vorliegt,
eine selbststindige Erwerbstitigkeit nachgewiesen werden kann oder bei Nicht-
erwerbstdtigkeit ausreichende finanzielle Mittel sowie eine umfassende Krankenver-
sicherung vorhanden sind.

Ergénzt wird das Freizligigkeitsrecht durch die Koordinierung der Sozialversiche-
rungssysteme und die gegenseitige Anerkennung von Berufsdiplomen.

Die Einflihrung der Personenfreiziigigkeit erfolgte schrittweise. Die bisher ergriffe-
nen Massnahmen im Bereich des FZA sind in Ziffer 6.1 dargestellt.

Die Personenfreiziigigkeit 16ste das vorherige Kontingentssystem fiir EU/EFTA-
Staatsangehorige und insbesondere auch das sogenannte Saisonnier-Statut ab. Seit
den 1930er-Jahren basierte die schweizerische Auslédnderpolitik im Wesentlichen
auf dem sogenannten Rotationsprinzip: Auslédndischen Arbeitskriften — sogenannten
Saisonniers — kam wirtschaftlich die Funktion eines Konjunkturpuffers zu. Ab Mitte
der 1960er-Jahre wurden zudem verschiedene Kontingentierungsmodelle eingefiihrt.

8 SR 0.632.31 B .

9 Das Abkommen vom 21. Juni 2001 zur Anderung des Ubereinkommens vom 4. Januar
1960 zur Errichtung der Europédischen Freihandelsassoziation (BBI 2001 4963;
SR 0.632.31) sieht weitgehend dieselben Bestimmungen vor wie das FZA (Anhang I).
Die Personenfreiziigigkeit gilt deshalb auch fiir die Angehérigen der beiden EFTA-
Mitgliedstaaten Norwegen und Island (EFTA-Staatsangehorige) sowie fiir ihre Familien-
angehorigen.
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2.1.2 Wichtigste Ereignisse seit der Einfithrung des FZA

Infolge der EU-Erweiterung am 1. Mai 2004 wurde das FZA durch das Protokoll I
ergénzt, das die schrittweise Einfiihrung der Personenfreiziigigkeit mit den zehn EU-
Staaten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische
Republik, Ungarn sowie Zypern regelt. Dieses wurde am 21. Mai 2005 durch die
Schweizer Stimmbevolkerung mit 56 Prozent Ja-Stimmen genehmigt. Das Proto-
koll I trat am 1. April 2006 in Kraft.

Am 8. Februar 2009 wurden die Weiterfithrung des FZA und das Protokoll II zur
Ausdehnung des FZA auf Ruménien und Bulgarien von den Schweizer Stimmbiirge-
rinnen und Stimmbiirgern mit einem Ja-Stimmen-Anteil von 59,6 Prozent gutgeheis-
sen. Das Protokoll II trat am 1. Juni 2009 in Kraft.

Kroatien ist der EU am 1. Juli 2013 beigetreten. Die Erweiterung des FZA auf
Kroatien wurde im Protokoll III ausgehandelt. Am 17. Juni 2016 hat die Bundesver-
sammlung das Protokoll III genechmigt. Es trat am 1. Januar 2017 in Kraft.

Die Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung» wurde am 9. Februar 2014 mit
einem Ja-Stimmenanteil von 50,3 Prozent und von 14,5 Stinden angenommen. Die
Initiative forderte durch die Einfiihrung des neuen Verfassungsartikels 121a, dass
die Schweiz die Zuwanderung von Ausldnderinnen und Ausldndern eigenstindig
steuert. Zu diesem Zweck sollte namentlich die Zahl der Bewilligungen fiir den
Aufenthalt von Auslédnderinnen und Ausléndern in der Schweiz durch jihrliche
Hochstzahlen und Kontingente (fiir simtliche Bewilligungen des Auslédnderrechts)
begrenzt werden.

Am 16. Dezember 2016 hat das Parlament das Ausfithrungsgesetz zu Artikel 121a
BV mit der Einfithrung einer Stellenmeldepflicht verabschiedet.!0 Dieses Bundes-
gesetz ist am 1. Juli 2018 in Kraft getreten.

2.1.3 Zulassung im Rahmen des AIG

Die Zulassung von erwerbstétigen Drittstaatsangehdrigen wird im Ausldnder- und
Integrationsgesetz vom 16. Dezember 200511 (AIG) restriktiv geregelt. Der Schwei-
zer Arbeitgeber muss bei der kantonalen Behorde ein Gesuch fiir eine Arbeitsbewil-
ligung stellen. Die Zulassung von Drittstaatsangehorigen beschrénkt sich auf drin-
gend bendétigte und gut qualifizierte Arbeitskrifte, deren langfristige berufliche und
soziale Integration gesichert erscheint. Zudem bestehen Hochstzahlen, die vom
Bundesrat jdhrlich festgelegt werden (Art. 20 AIG); fiir das Jahr 2019 sind es aktuell
4500 Aufenthalts- und 4000 Kurzaufenthaltsbewilligungen!2. Ebenso gilt ein Vor-
rang der inléndischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Angehorigen
der Staaten, mit denen ein Freiziigigkeitsabkommen abgeschlossen wurde (Art. 21
AIG). Im Weiteren miissen die orts-, berufs- und brancheniiblichen Lohn- und

10 AS 2018 733

11 SR 142.20

12 Vgl. Anhinge 1 und 2 der Verordnung vom 24. Okt. 2007 iiber Zulassung, Aufenthalt
und Erwerbstitigkeit (VZAE), SR 142.201.
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Arbeitsbedingungen eingehalten werden (Art. 22 AIG). Die Zulassungsvorausset-
zungen werden zuerst durch die kantonale Behorde und anschliessend durch das
Staatssekretariat fiir Migration (SEM) gepriift. Durch das ausldnderrechtliche Bewil-
ligungsverfahren fallen die Kosten fiir eine Arbeitsbewilligung im Drittstaatenbe-
reich entsprechend hoch aus.

Am 1. Januar 2019 sind im AIG weitere, liberwiegend integrationsrechtliche Be-
stimmungen in Kraft getreten.13 Der Titel des Gesetzes wurde zudem angepasst:
Statt «Ausldndergesetz» heisst dieser Erlass seither «Ausldnder- und Integrations-
gesetzy.14 In Ziffer 6.1 sind ndhere Ausfiihrungen dazu enthalten.

2.2 Wirtschaftliche Entwicklung und Zuwanderung

Die Zuwanderung in die Schweiz war tiber die letzten Jahrzehnte stark durch die
wirtschaftliche Entwicklung geprigt. Die giinstige Wirtschaftsentwicklung nach
dem Zweiten Weltkrieg 16ste in der Schweiz eine starke Nachfrage nach ausléndi-
schen Arbeitskréften aus. Diese wurden vor allem in Italien rekrutiert und fanden
insbesondere eine Beschéftigung in saisonalen Branchen wie der Landwirtschaft und
dem Bau sowie in der Industrie. Trotz der Wirtschaftsrezession Mitte der 1970er-
Jahre und kantonaler Kontingente!5 fiir Jahresaufenthalter und Saisonniers nahm die
standige ausldndische Bevolkerung im Lauf der Jahre weiter zu. Zwischen 1960 und
1974 sind pro Jahr durchschnittlich 108 000 erwerbstitige Auslanderinnen und Aus-
lander sowie 205 000 Saisonniers in die Schweiz eingewandert.!6 Im Jahr 1994
iiberschritt der Auslédnderanteil erstmals den Wert von 20 Prozent.

Insbesondere in den Jahren nach der Einfiihrung der vollen Personenfreiziigigkeit
fiir die EU-15/EFTA-Staaten im Jahr 2007 war die Einwanderung unter dem FZA
stark angestiegen. Dies war einerseits auf einen Offnungseffekt zuriickzufiihren.
Andererseits hidngt die Zuwanderung im Rahmen der Personenfreiziigigkeit stark
von der wirtschaftlichen Lage und der Situation auf dem Arbeitsmarkt in der
Schweiz und in der EU ab; rund zwei Drittel der EU-/EFTA-Staatsangehorigen
wandern zur Aufnahme einer Erwerbstitigkeit in die Schweiz ein. Die Einfiihrung
der vollen Personenfreiziigigkeit fiel zudem zeitlich mit der Wirtschaftskrise 2008/
2009 zusammen, die insbesondere die siidlichen EU-Staaten deutlich hérter traf als
die Schweiz; die Zuwanderung stieg in diesen Jahren in der Folge deutlich an. Seit
2014 nimmt hingegen die Zuwanderung in die Schweiz markant ab: Der Wande-
rungssaldo (Nettozuwanderung) der stindigen ausldndischen Wohnbevdlkerung
betrug 2013 rund 81 000 Personen — danach reduzierte er sich stetig auf 54 800 Aus-
landerinnen und Ausldnder im Jahr 2018. Der Wanderungssaldo der EU/EFTA-
Staatsangehorigen halbierte sich zwischen 2013 und 2018 von knapp 61 000 auf
30 900 Personen.

13 AS 20183171

14 AS 2017 6521

15 Auf das sogenannte Rotationsprinzip, das in der Nachkriegszeit eingefiihrt wurde, folgten
ab Mitte der 1960er-Jahre verschiedene Kontingentierungsmodelle fiir auslandische
Arbeitskrifte.

16 Es handelt sich hierbei um Bruttozahlen, da aus dieser Zeit keine Nettozahlen existieren.
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Brutto sind 2018 140 000 Ausldnderinnen und Auslédnder in die Schweiz eingewan-
dert; knapp 70 Prozent davon aus der EU. Wahrend die iiberwiegende Mehrheit der
EU/EFTA-Staatsangehorigen zur direkten Aufnahme einer Erwerbstitigkeit in die
Schweiz einwanderten, war bei den Drittstaatsangehdrigen der Familiennachzug mit
rund 50 Prozent der wichtigste Zuwanderungsgrund. Im Jahr 2018 haben zudem
rund 7000 Personen aus dem Asylbereich in der Schweiz eine auslidnderrechtliche
Regelung erhalten.

2.3 Entwicklungen in den wichtigsten Bereichen
2.3.1 Einleitung

Die Zuwanderung im Rahmen des FZA ist stark auf den Arbeitsmarkt konzentriert
und wurde gut absorbiert. Die Personenfreiziigigkeit hat in der Vergangenheit einen
wichtigen Beitrag zur Entspannung des Fachkriftemangels geleistet. Die Zuwande-
rung hat insgesamt nicht zu einer Zunahme bei den Sozialleistungsbeziigen oder
zu einer Verschlechterung der Arbeitsmarktbedingungen gefiihrt. In verschiedenen
Politikbereichen wurden gegen unerwiinschte Begleiterscheinungen bereits gezielte
Massnahmen getroffen (vgl. nachfolgende Ausfiihrungen und Ziff. 6.1). In Bezug
auf den Arbeitsmarkt fithrt die Personenfreiziigigkeit aber naturgeméss zu kompe-
titiveren Bedingungen. Deshalb erachtet der Bundesrat zusétzliche wirtschafts- und
sozialpolitische Massnahmen als sinnvoll und ndtig, um die Konkurrenzfahigkeit der
inléndischen Arbeitskréfte — Schweizerinnen und Schweizer sowie bereits anwesen-
de Ausldnderinnen und Auslédnder — weiter zu erhéhen und die soziale Sicherheit
insbesondere élterer Personen zu stirken. Diese Massnahmen werden in Ziffer 6.2
dargestellt.

2.3.2 Arbeitsmarkt

Bildungs- und Berufsstruktur

Die Zuwanderung im Rahmen des FZA konzentrierte sich in den letzten Jahren stark
auf Arbeitskréifte mit hohem Qualifikationsniveau: 54 Prozent der FZA-Zuwanderer
wiesen einen Abschluss auf Tertidrstufe auf, gegeniiber 39 Prozent der Schweizerin-
nen und Schweizer.!7 Die Personenfreiziigigkeit hat damit eine wichtige Rolle zur
Deckung der starken Nachfrage der Schweizer Wirtschaft nach gut ausgebildeten
Fachkréften gespielt. Dies erleichterte den Strukturwandel am Arbeitsmarkt, fiihrte
dadurch zu einem bildungsintensiven Beschiftigungsausbau und konnte so voriiber-
gehende Fachkrifteméngel abfedern.

Der EU-Raum war gleichzeitig auch fiir die Rekrutierung von Arbeitskréften fiir
Tiatigkeiten mit weniger hohen Qualifikationsanforderungen von Bedeutung. Die
Zuwanderung von niedrig qualifizierten Personen aus dem EU-Raum ist auch vor
dem Hintergrund zu sehen, dass eine Rekrutierung ausldndischer Arbeitskréfte in

17 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018).
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Hilfsfunktionen heute grundsétzlich nur noch im Rahmen des FZA iiberhaupt mog-
lich ist. Frither wurden Hilfsarbeitskrifte oft in den Drittstaaten rekrutiert; heute ist
die Arbeitsmarktzuwanderung aus Staaten, die nicht zur EU/EFTA gehoren, auf
Fiihrungskrifte, Spezialistinnen und Spezialisten sowie andere qualifizierte Arbeits-
krifte beschrankt (Art. 23 Abs. 1 AIG) und unterliegt dariiber hinaus einer anzahl-
massigen Beschrinkung (Art. 20 AIG). In der Schweiz ist der Anteil an Personen
ohne nachobligatorische Schulbildung unter den Erwerbspersonen in den letzten
Jahren rapide gesunken. Entsprechend erfolgt die Rekrutierung von EU-Zuwande-
rern in Berufen mit niedrigen Qualifikationsanforderungen oft in Kompensation
eines abnehmenden inldndischen Arbeitskrifteangebots.

In einigen Studien finden sich Hinweise darauf, dass sich die Konkurrenz fiir die
ansdssigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einzelnen Teilarbeitsméarkten
verstarkt und die Arbeitslosigkeit der betroffenen Personengruppen leicht erhoht hat.
Gemiss einer im Jahr 2013 publizierten Studie!® gibt es bei den Hochqualifizierten
Anzeichen fiir Verdrangungseffekte aufgrund des Migrationsdrucks. Eine andere
Studie aus dem Jahr 201119 hat zudem gezeigt, dass das Arbeitslosigkeitsrisiko bei
den niedrigqualifizierten anséssigen Auslindern aus Nicht-EU-Staaten sowie zum
Teil auch bei niedrigqualifizierten Schweizerinnen und Schweizern als Folge der
Zuwanderung zugenommen hat. Die in diesem Zusammenhang bereits bestechenden
sowie vorgesehenen Massnahmen (vgl. Ziff. 6.1 und 6.2) sind deshalb fiir die Forde-
rung des inldndischen Potenzials von hoher Wichtigkeit: Durch Massnahmen zur
Aus- und Weiterbildung und zur Verbesserung der Wiedereingliederung von schwer
vermittelbaren Arbeitslosen und Ausgesteuerten mit Fokus auf dltere Arbeitneh-
mende sowie durch die gezielte Heranfithrung bestimmter Ausldandergruppen an die
Berufsbildung und den Arbeitsmarkt werden die Konkurrenzfahigkeit gesichert und
der (Wieder-)Einstieg in die Erwerbstitigkeit gefordert.

Bei Berufsarten mit hoher Arbeitslosigkeit gilt seit dem 1. Juli 2018 zudem die Stel-
lenmeldepflicht (vgl. Art. 21a AIG). Sie verschafft arbeitslosen Personen, die bei
den regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) gemeldet sind, einen Informa-
tionsvorsprung bei offenen Stellen in Berufsarten mit einer Arbeitslosenquote von
mindestens 8 Prozent. Dieser Schwellenwert wird per 1. Januar 2020 auf 5 Prozent
gesenkt. Die Stellenmeldepflicht zielt zusammen mit der Fachkrifteinitiative auf
eine bessere Ausschopfung des inldndischen Potenzials (vgl. Ziff. 6.1.3 und 6.1.4).

Entwicklung der Einkommen und Lohne

Eine aktuelle Studie der Universitdten St. Gallen und Ziirich zu den Einkommens-
verldufen von zugewanderten Personen?0 hat gezeigt, dass Zuwanderer zwar kurz
nach der Einreise etwas tiefere Einkommen erzielen als Schweizer; sie konnen
diesen Riickstand aber innerhalb kurzer Zeit wettmachen und zu den Schweizern
aufschliessen. Dieser Befund gilt fiir Personen verschiedener Bildungsstufen. Die
Integration in den Arbeitsmarkt gelingt damit unter dem Gesichtspunkt der Ein-
kommensentwicklung gerade fiir Zuwanderer aus dem EU-Raum gut und rasch.

18 Favre, Sandro et al. (2013).
19" Sheldon, George und Dominique Cueni (2011).
20 Favre, Sandro et al. (2018).
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Dass keine grosseren oder dauerhaften Einkommensunterschiede zwischen Zuwan-
derern und merkmalsgleichen Schweizern festgestellt werden konnten, spricht gegen
das Argument, dass Lohndiskriminierung oder sehr tiefe Lohne der Zuwanderer
Verdrangungseffekte auf dem Arbeitsmarkt auslosen wiirden.

Insgesamt kann zudem festgehalten werden, dass die Nominalldhne in der Schweiz
zwischen 2002 und 2017 um durchschnittlich 1,1 Prozent und die Reallohne um
0,7 Prozent pro Jahr gewachsen sind. Die Betrachtung der Lohnentwicklung nach
Ausbildungsniveau zeigt, dass die Lohnentwicklung bei Erwerbstitigen mit Univer-
sitdts- oder Fachhochschulabschluss in den Jahren 2002-2016 unterdurchschnittlich
ausfiel. Die Zuwanderung von hochqualifizierten Personen aus dem EU/EFTA-
Raum hatte einen gewissen Dampfungseffekt. Leicht starker als in allen iibrigen
Kategorien fiel hingegen das Lohnwachstum bei den Personen ohne abgeschlossene
Berufsausbildung aus.2!

233 Grenzgingerregionen

Die Personenfreiziigigkeit wirkte sich unterschiedlich auf die Regionen der Schweiz
aus: Im Quervergleich waren in der Westschweiz und im Tessin iiber die letzten
Jahre nicht nur eine im Durchschnitt hohere Nettozuwanderung als in der Deutsch-
schweiz, sondern auch ein stirkeres Wachstum der Grenzgéngerbeschiftigung zu
verzeichnen, was den Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt in diesen Regionen
teilweise verstdrkt hat. Positiv zu vermerken ist aber, dass die Erwerbsquote der 15-
bis 64-Jahrigen im Zeitraum zwischen 2010 und 2018 in allen drei grossen Sprach-
regionen gesteigert werden konnte. Auch im Tessin und in der Westschweiz gelang
es, das vorhandene Arbeitskréftepotenzial zunehmend auszuschpfen.

Dennoch ist zu beachten, dass sowohl die Westschweiz als auch das Tessin gegen-
iiber der Deutschschweiz strukturell hdhere Erwerbslosen- und Arbeitslosenquoten
aufweisen. Die Arbeitsmarktlage hat sich im Tessin seit 2013, als ein markanter
Anstieg der Erwerbslosenquote zu verzeichnen war, wieder etwas entspannt. In der
Westschweiz verharrte die Erwerbslosenquote hingegen auf erh6htem Niveau.22

2.34 Soziale Sicherheit

Der 14. Bericht des Observatoriums zum Freiziigigkeitsabkommen?23 zeigt, dass bei
der einheimischen Bevolkerung iiber die letzten Jahre — trotz zeitweise starker Zu-
wanderung in den Arbeitsmarkt — keine Verschlechterung der Arbeitsmarktintegra-
tion und auch keine mit der Zuwanderung verbundene Zunahme beim Bezug von
Sozialleistungen festzustellen war.

21 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018), S. 26 f.

22 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018), S.87 ff.

23 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018).
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Die Arbeitnehmerquote — eine Annéherung an die Erwerbsquote — betrug im Jahr
2016 im Durchschnitt {iber alle Personen, die im Rahmen des FZA in die Schweiz
zugewandert waren, sehr hohe 85 Prozent. Im Laufe der Aufenthaltsdauer ist zudem
ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung festzustellen. Dies deutet darauf hin, dass oft
auch Personen, die unter dem FZA im Familiennachzug in die Schweiz zugewandert
sind, spéter eine Erwerbstdtigkeit aufnehmen.

FZA-Zuwanderer — vor allem aus Siid- und Osteuropa — weisen ein im Vergleich zu
den Schweizerinnen und Schweizern erhhtes Arbeitslosenrisiko auf.24 Dies hat vor
allem damit zu tun, dass sie hédufiger in Branchen und Berufen mit konjunkturell
oder strukturell erhdhter Arbeitslosigkeit titig werden. Es handelt sich dabei einer-
seits oft um saisonal befristete Einsétze: Saisonarbeitskrifte konnen aufgrund der
Rechtslage heute nur noch im EU/EFTA-Raum und nicht mehr in Drittstaaten rekru-
tiert werden, womit sich das Arbeitslosenrisiko auf die FZA-Zuwanderer verlagert
hat. Andererseits bestand in den letzten Jahren auch ein gewisser Bedarf an Arbeits-
kréiften fiir unqualifizierte Tétigkeiten, der nicht durch einheimische Arbeitskrifte
gedeckt und dadurch zum Teil durch Rekrutierung im EU-Raum ergénzt wurde.

Das erhohte Arbeitslosenrisiko fiir bestimmte EU-Staaten aufgrund ihrer vermehrten
Beschéftigung in saisonalen Tétigkeiten widerspiegelt sich auch in der ALV-Bilanz:
Im Jahr 2016 leisteten EU/EFTA-Staatsangehorige 24,4 Prozent der ALV-Beitrage
und bezogen 31,0 Prozent der Arbeitslosenentschidigungen (ALE). Schweizer Staats-
angehorige steuerten 70,4 Prozent der ALV-Beitrdge bei und bezogen 55,0 Prozent
der ausgerichteten ALE. Dies spiegelt die Tatsache, dass Schweizerinnen und
Schweizer aufgrund ihrer Beschéftigtensituation ein deutlich unterdurchschnittliches
Arbeitslosenrisiko aufweisen. Bei den Drittstaatsangehorigen belief sich der Anteil
an den Einnahmen aus ALV-Beitrdgen auf 5,2 Prozent, wihrend die Ausgaben fiir
ALE 14,0 Prozent ausmachten.

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In Bezug auf die AHV zeigen die Daten fiir das Jahr 2017, dass die ausldndischen
Staatsangehorigen massgeblich zur Finanzierung und Sicherung dieser Sozialwerke
beitragen. Die EU/EFTA-Staatsangehorigen leisten 25,8 Prozent der Beitrdge, wih-
rend sie einen Anteil von 16,0 Prozent beziehen. Ohne Zuwanderung aus der
EU/EFTA wire das Umlageergebnis der AHV bereits 2009 negativ ausgefallen.
Langfristig begriinden die Beitragszahlungen natiirlich auch Rentenanspriiche, wel-
che die AHV zu tragen hat.

Invalidenversicherung (IV)

Auslénderinnen und Auslénder beziehen nicht mehr IV-Leistungen als Schweizerin-
nen und Schweizer. Die IV-Neuanmeldungen sind bei Auslédndern zwar leicht hoher
als bei den Schweizern (2016: 1,05 % vs. 1,10 %). Eine hohere Anzahl Anmeldun-
gen ist jedoch nicht mit einem hoheren Leistungsbezug gleichzusetzen:

24 Die Arbeitslosenquote von EU/EFTA-Staatsangehorigen betrug im Jahr 2018 gesamthaft
4,2 %, diejenige der Schweizerinnen und Schweizern 1,9 % und die Arbeitslosenquote
der Drittstaatsangehdorigen betrug 6,0 %.
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— Im Jahr 2017 wurden rund 249 200 Invalidenrenten ausgerichtet, davon
71 Prozent an schweizerische Staatsangehorige. Der Ausldnderanteil bei der
Anzahl IV-Renten machte somit rund 29 Prozent aus.

—  Im Jahr 2017 entsprachen die Renten 60 Prozent des Ausgabenvolumens der
IV. Der Anteil in Schweizerfranken betrdgt bei den Schweizerinnen und
Schweizern rund 77 Prozent, derjenige der Ausldnderinnen und Auslédnder
machte 23 Prozent aus.25

Das FZA hat nicht zu einer Zunahme der Rentenbeziiger in der IV gefiihrt: Nach
einem Hochststand im Jahr 2005 war die Entwicklung der Rentnerzuwachsrate
regelméssig riickldufig. Seit 2011 verzeichnen alle Nationalitdtengruppen einen
Riickgang. Der riicklaufige Trend ist bei den EU/EFTA-Staatsangehorigen ausge-
prégter als bei den Schweizerinnen und Schweizern.26

Sozialhilfe

Die Sozialhilfe bildet das letzte Auffangnetz im sozialen Sicherungssystem der
Schweiz. Deren Ausgestaltung ist grundsétzlich Sache der Kantone und Gemeinden.
Staatsangehorige des EU/EFTA-Raums sind grundsitzlich berechtigt, Leistungen
der Sozialhilfe zu beantragen; sofern sie iiber eine Aufenthalts- oder Niederlassungs-
bewilligung verfiigen, sind sie diesbeziiglich gleich zu behandeln wie die Inlédnder.
Explizit vom Anspruch auf Sozialhilfe ausgeschlossen sind demgegeniiber Personen,
die zur Stellensuche in die Schweiz eingereist sind (Art. 29a AIG). Auch die {ibrigen
Nichterwerbstdtigen (Rentner, Studierende etc.), die im Rahmen des FZA ein Auf-
enthaltsrecht begriinden, miissen fiir ihren Aufenthalt in der Schweiz iiber geniigen-
de finanzielle Mittel verfiigen. Bei einem Sozialhilfebezug kann ihnen das Aufent-
haltsrecht entzogen werden.

2016 lag die Sozialhilfequote von Schweizerinnen und Schweizern bei 2,3 Prozent,
jene von Staatsangehorigen der EU/EFTA bei 3,0 Prozent und jene von Auslidnde-
rinnen und Auslédndern insgesamt bei 6,3 Prozent.2”

2.35 Weitere Bereiche

Die Zuwanderung hat massgeblich zum Bevolkerungswachstum in der Schweiz
beigetragen. Die gestiegene Anzahl Personen in der Schweiz hat einen Einfluss auf
die verstdrkte Nutzung der Infrastruktur, auf den Energieverbrauch und auf das Ver-
kehrsautkommen. Das Bevdlkerungswachstum ist jedoch lediglich ein Einfluss-
faktor — es existieren weitere Treiber und Rahmenbedingungen, die fiir diese Ver-
anderungen verantwortlich sind. In den betroffenen Bereichen wurden bereits ver-
schiedene Massnahmen ergriffen, damit die Schweiz auf zukiinftige, sich verdndern-
de Rahmenbedingungen vorbereitet ist.

25 Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV) (2018).

26 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018), S. 30.

27 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM), Bundes-
amt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018), S. 36 f.
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Wohnungsmarkt

Die Wohnungsnachfrage wird beeinflusst durch die allgemeine 6konomische Ent-
wicklung, die Entwicklung der Lohne, die Bevolkerungsentwicklung und durch die
Konsumentenstimmung.

Es kann festgehalten werden, dass es seit Einfiihrung der Personenfreiziigigkeit
sowohl Phasen knapper Immobilienmirkte wie auch die heutige Situation mit einem
(allerdings regional ungleich verteilten) Angebotsiiberschuss gegeben hat. Eine Be-
volkerungszunahme kann an gewissen Orten zur Anspannung auf dem Wohnungs-
markt beitragen, an anderen Orten hingegen sehr erwiinscht sein, um grossere Leer-
stdnde zu verhindern.

Die durchschnittlich pro Person konsumierte Wohnflache ist in den letzten 40 Jahren
deutlich angestiegen. Unter Zugrundelegung moglichst vergleichbarer Berechnungs-
arten resultierte zwischen 1980 und 2000 pro Dekade ein Anstieg um jeweils 5 m?
und zwischen 2000 und 2012 um 2 m2.

Dieser Riickgang des Anstiegs seit dem Jahr 2000 und der seit 2012 konstante Wert
haben verschiedene Ursachen. Unter anderem wurden in den letzten Jahren die
Wohnungsflichen der neu gebauten Wohnungen pro Zimmerzahl wieder kleiner.
Auch wurden im Vergleich zu frilheren Perioden anteilmédssig und auch absolut
weniger Einfamilienhduser erstellt. Dazu diirfte moglicherweise auch das revidierte
Raumplanungsgesetz beigetragen haben.

Verkehr

Ein gut funktionierendes Verkehrssystem ist zentral fiir die Schweizer Bevolkerung
und Wirtschaft. Wichtige bestimmende Faktoren der Mobilitdtszunahme waren in
der Vergangenheit neben dem Bevolkerungs- und Wirtschaftswachstum strukturelle
Verdnderungen wie der Ausbau der Infrastrukturen und Verkehrsangebote, sinkende
relative Preise fiir Energie, eine intensivere nationale wie internationale Arbeits-
teilung oder die starkere raumliche Trennung von Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und
Freizeit.

Die Verkehrsperspektiven 2040 des Bundesamtes fiir Raumentwicklung (ARE)28
zeigen im Referenzszenario (d. h. grundlegende Entwicklungen wie in der Vergan-
genheit, aber auch Tendenzen wie die alternde Gesellschaft oder neue Arbeits-
formen) ein Wachstum der jdhrlichen Verkehrsleistung im Personenverkehr von
2010 bis 2040 um 25 Prozent auf 145 Milliarden Personenkilometer. Im Giiterver-
kehr steigt die Leistung der transportierten Tonnen iiber den gleichen Zeithorizont
um 37 Prozent auf 37 Milliarden Tonnenkilometer.

Um das Verkehrswachstum zu bewiltigen, sind weitere Ausbauten fiir den Strassen-
verkehr und den o6ffentlichen Verkehr notwendig. Die Schaffung zweier Spezial-
fonds filir Investitionen in die Bahninfrastruktur (BIF) und in die Nationalstrassen
sowie Projekte des Agglomerationsverkehrs (NAF) hat die Finanzierung der Land-
verkehrsinfrastrukturen von nationaler Bedeutung auf absehbare Zeit auf eine trag-
fahige und nachhaltige Grundlage gestellt. Es ist aber nicht sinnvoll, das Ver-

28 Bundesamt fiir Raumentwicklung (ARE) (2016).
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kehrswachstum alleine mit Ausbauten zu bewiltigen. Der Bund will deshalb die
bestehenden Infrastrukturen mittels weiterer gezielter Massnahmen optimaler nutzen.

Energie

Kurzfristig wird der Energieverbrauch vor allem von der Witterung beeinflusst: In
einem kalten Winter wird mehr Energie zum Heizen verwendet als in einem milden
Winter. Langfristig hidngt das Wachstum des Energieverbrauchs von der Entwick-
lung der Energiepreise, dem technologischen Fortschritt (Energieeffizienzgewinne)
sowie politischen Massnahmen zur Reduktion des Energieverbrauchs ab (Energie-
strategie 2050). Auch die weitere Wirtschaftsentwicklung und das Bevolkerungs-
wachstum konnen Einflussfaktoren sein, genauso wie daraus abgeleitete Grossen
(beispielsweise Energiebezugsflichen oder Anzahl Autos).

Die kiirzlich vom Bundesamt fiir Energie (BFE) und von der Eidgenéssischen Elek-
trizititskommission durchgefiihrten Systemstudien2® beziehen auch die Situation in
den Stromlieferléndern der Schweiz mit ein. Diese Analysen zeigen, dass mindes-
tens bis 2025 fiir die Schweiz keine Gefahrdung der Versorgungssicherheit zu er-
warten ist.

3 Ziele und Inhalte der Initiative

3.1 Ziele der Initiative

Die Initiative verlangt eine Zuwanderung von Auslédnderinnen und Auslédndern in die
Schweiz ohne Personenfreiziigigkeit; auch neue volkerrechtliche Vertrdge diirfen
keine Personenfreiziigigkeit gewdhren. Konkret fordert die Initiative, dass das FZA
innerhalb von zwolf Monaten nach Annahme der Initiative auf dem Verhandlungs-
weg ausser Kraft zu setzen ist. Falls dies nicht gelingt, muss der Bundesrat das FZA
innert weiteren 30 Tagen kiindigen.

Aus der Sicht der Initiantinnen und Initianten hatte die Einfiihrung der Personenfrei-
ziigigkeit iiberwiegend negative Folgen, insbesondere fiir die unter Ziffer 2.3 ge-
nannten Bereiche. Zudem werfen die Initiantinnen und Initianten Bundesrat und
Parlament vor, sie hdtten die Volksinitiative «Gegen Masseinwanderung» mit der
Einfiihrung der Stellenmeldepflicht nicht umgesetzt (vgl. Ziff. 6.1).30

3.2 Die einzelnen Bestimmungen des Initiativtextes
3.2.1 Artikel 1215 E-BV

Neu soll ein Artikel 1215 mit der Sachiiberschrift «Zuwanderung ohne Personen-
freiziigigkeit» in die Bundesverfassung eingefiigt werden.

29 Bundesamt fiir Energie (BFE) (2017).
30 Argumentarium des Komitees zur Volksinitiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung
(Begrenzungsinitiative», S. 4.
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Absatz 1 der vorgeschlagenen Verfassungsbestimmung hélt fest, dass die Schweiz
die Zuwanderung von Ausldnderinnen und Ausldndern eigenstindig regelt. Sach-
tiberschrift und Absatz 2 der Verfassungsbestimmung machen deutlich, dass das
Zulassungssystem zukiinftig fiir alle ausldndischen Staatsangehorigen ohne Perso-
nenfreiziigigkeit ausgestaltet werden soll.

Absatz 2 sieht vor, dass keine neuen volkerrechtlichen Vertrage abgeschlossen und
keine anderen neuen volkerrechtlichen Verpflichtungen eingegangen werden diirfen,
die ausldndischen Staatsangehdrigen eine Personenfreiziigigkeit gewdhren. Damit
soll verhindert werden, dass nach einer Annahme der Initiative Vereinbarungen
getroffen werden konnen, die eine Personenfreiziigigkeit gewahren wiirden.

Laut Absatz 3 des Initiativtextes diirfen auch bestehende volkerrechtliche Vertrige
und andere volkerrechtliche Verpflichtungen nicht im Widerspruch zu den Absétzen
1 und 2 angepasst oder erweitert werden.

3.2.2 Artikel 197 Ziffer 12 E-BV

Gemdss Absatz 1 soll der Bundesrat mit der EU Verhandlungen fithren mit dem Ziel,
dass das FZA innerhalb von 12 Monaten nach einer allfilligen Annahme der Initia-
tive mittels Verhandlung mit der EU ausser Kraft ist.

Absatz 2 hilt fest, dass der Bundesrat das FZA innert weiteren 30 Tagen kiindigen
muss, falls eine Ausserkraftsetzung auf dem Verhandlungsweg misslingt.

33 Auslegung und Erliuterung des Initiativtextes

Grundsitzlich ist bei der Auslegung der Verfassung — nicht anders als bei der Ausle-
gung von Gesetzes- und Verordnungsnormen — vom Wortlaut einer Norm auszuge-
hen (grammatikalisches Auslegungselement). Ist der Text unklar oder lésst er ver-
schiedene Deutungen zu, muss nach seiner wahren Tragweite gesucht werden. Dabei
sind weitere Auslegungselemente zu beriicksichtigen, wie namentlich die Entste-
hungsgeschichte der Norm (historisches Auslegungselement) und ihr Zweck (teleo-
logisches Auslegungselement). Wichtig ist zudem die Bedeutung, die der Norm im
Kontext mit anderen Bestimmungen zukommt (systematisches Auslegungselement).
Bei der Gesetzes- wie bei der Verfassungsauslegung findet nicht ein bestimmtes
Auslegungselement vorrangig oder sogar ausschliesslich Anwendung. Vielmehr
werden die Auslegungselemente nebeneinander beriicksichtigt. Es muss im Einzel-
fall abgewogen werden, welche Methode (oder Methodenkombination) geeignet ist,
den Normsinn der auszulegenden Verfassungsbestimmung korrekt wiederzugeben
(sog. Methodenpluralismus).

Verhdltnis zu Artikel 121a BV und Artikel 197 Ziffer 11 BV

Artikel 121a BV stiinde bei einer Annahme der Begrenzungsinitiative weiterhin
(unveréndert) in der Verfassung. Ein Vergleich zwischen Artikel 121a BV und 1215
E-BV zeigt einige Doppelspurigkeiten, aber auch Unterschiede, und macht damit
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auch deutlich, dass mit einer Annahme der Begrenzungsinitiative eine kohérente
(harmonisierende) Auslegung der Artikel 121 und 121a BV sowie von Artikel 1215
E-BV nicht einfacher wiirde:

Artikel 121 BV weist dem Bund die generelle Gesetzgebungskompetenz im Bereich
des Auslidnderrechts zu. Artikel 121a BV und Artikel 1215 E-BV regeln, wie der
Bund von dieser Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Steuerung der Zuwande-
rung Gebrauch machen soll. Wihrend Artikel 121a BV ein System der Steuerung
der Zuwanderung mit Hochstzahlen und Kontingenten vorsieht, bestimmt Arti-
kel 1215 E-BV, dass die Regelung der Zuwanderung nicht iiber ein System der
Personenfreiziigigkeit mit einzelnen Staaten erfolgen soll.

Der Wortlaut der beiden ersten Absidtze von Artikel 1215 E-BV (eigenstindige
Regelung der Zuwanderung) und von Artikel 121a BV (eigenstindige Steuerung der
Zuwanderung) ist nahezu identisch. Der Begriff der «Steuerung» beinhaltet starker
als der Begriff der «Regelung» auch ein kontrollierendes, die Autonomie betonendes
Element.

Auch Artikel 1215 Absatz 2 E-BV ist inhaltlich mit Artikel 121a Absatz 4 BV
vergleichbar, wonach keine (neuen) volkerrechtlichen Vertrage (oder andere volker-
rechtliche Verpflichtungen) eingegangen werden diirfen, die ausléndischen Staats-
angehorigen «eine Personenfreiziigigkeit gewdhren» (Begrenzungsinitiative), be-
zichungsweise «gegen diesen Artikel verstossen» (Art. 121a Abs. 4 BV). Die Prizi-
sierung liegt in der Begrenzungsinitiative im Begriff der «Gewahrung der Personen-
freizligigkeit».

Hingegen zeigen sich bei den Ubergangsbestimmungen der beiden Initiativen wesent-
liche Unterschiede: Artikel 197 Ziffer 12 Absatz 1 E-BV (Begrenzungsinitiative)
verlangt, dass Verhandlungen mit der EU gefiihrt werden mit dem Ziel, dass das
FZA innert 12 Monaten «ausser Kraft ist». Gemédss dem geltenden Artikel 197
Ziffer 11 Absatz 1 BV sind hingegen volkerrechtliche Vertréige, die Artikel 121a BV
widersprechen, innerhalb von drei Jahren nach dessen Annahme durch Volk und
Stinde «neu zu verhandeln und anzupassen». Der Bundesrat hat im Rahmen der
Umsetzung von Artikel 121a BV bereits entsprechende Gespriache mit der EU
gefiihrt, diese haben jedoch zu keinem konkreten Ergebnis gefiihrt. Die EU hat trotz
intensiver Bemiihungen der Schweiz (und auch des Vereinigten Konigreichs vor der
BREXIT-Abstimmung) keine Bereitschaft gezeigt3!, die Personenfreiziigigkeit neu
zu verhandeln.

Die Begrenzungsinitiative geht insbesondere deshalb weiter als Artikel 1214 und
Artikel 197 Ziffer 11 BV, als neu ausdriicklich der Bundesrat innert weiteren
30 Tagen zur Kiindigung des FZA verpflichtet wird, falls die «Ausserkraftsetzung
des FZA» im Rahmen von Verhandlungen mit der EU misslingt. Die Massenein-
wanderungsinitiative und das geltende Verfassungsrecht lassen dagegen die Frage
offen, was geschieht, wenn die Verhandlungen mit der EU nicht zum Erfolg fiihren,
wie dies bisher der Fall war. Die Begrenzungsinitiative verpflichtet in einem solchen
Fall den Bundesrat explizit zur Kiindigung des FZA innert weiteren 30 Tagen.

31 Vgl. Antwort der EU vom 24.07.2014. Abrufbar unter: www.europa.admin.ch >
Bilaterale Abkommen > Uberblick > Bilaterale Abkommen I (1999) > Personenfrei-
ziigigkeit > Antwort der EU auf Schweizer Revisionsbegehren (auf Englisch).
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Art. 121b Abs. 1 E-BV

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Schweiz die Zuwanderung von Auslidnde-
rinnen und Ausldndern eigenstéindig regelt. Aus der Sachiiberschrift und aus Arti-
kel 1215 Absatz 2 E-BV geht hervor, dass die «eigenstdndige Regelungy ein Zulas-
sungssystem ohne Personenfreiziigigkeit umfassen soll. Die eigenstindige Steuerung
respektive Regelung der Zuwanderung erfolgt unilateral und autonom und darf nicht
vom Willen einer anderen Vertragspartei abhdngig sein. Sie umfasst zudem nur
diejenigen Auslidnderinnen und Auslidnder, die neu in die Schweiz einreisen wollen.
Eine eigenstidndige Regelung der Zuwanderung schliesst jedoch nicht aus, dass die
Schweiz bestimmten Staaten und in einem eindeutig bestimmten Rahmen eine privi-
legierte Stellung bei der Zulassung gewéhrt, soweit keine Freiziigigkeit gewihrt wird.

Im Ubrigen weist diese Bestimmung auch programmatischen Charakter auf. Inter-
pretationsbediirftig sind wie bei Artikel 121a BV die Begriffe «Zuwanderung» und
«eigenstiandige Regelung [Steuerung]». Der Begriff «Zuwanderung» entspricht dem
in diesem Zusammenhang ebenfalls verwendeten Begriff «Immigration». Zuwande-
rung liegt vor, wenn Menschen einzeln oder in Gruppen, ihre bisherigen Wohnorte
verlassen, um sich an anderen Orten dauerhaft oder zumindest fiir ldngere Zeit
niederzulassen. Keine Zuwanderung besteht bei Aufenthalten bis zu einem Jahr
sowie bei Grenzgéingerinnen und Grenzgéngern, die ihren Wohnsitz im Ausland
beibehalten.

Art. 121b Abs. 2 E-BV

Diese Bestimmung bezeichnet das Mittel, mit dem das in Artikel 1215 Absatz 1
E-BV genannte Ziel der eigenstindigen Regelung erfiillt werden soll: Absatz 2 will
verhindern, dass Auslédnderinnen und Auslidndern Freiziigigkeitsrechte eingerdumt
werden («Personenfreiziigigkeit gewéhren»). Volkerrechtliche Vertrige bzw. vol-
kerrechtliche Verpflichtungen, die den Angehorigen der betreffenden Vertragsstaa-
ten solche Rechte einrdumen wiirden, diirfen nicht mehr abgeschlossen bzw. ein-
gegangen werden. Das Verbot, «andere neue volkerrechtliche Verpflichtungeny
einzugehen, diirfte neben dem Verbot, «neue volkerrechtliche Vertrdge» abzu-
schliessen, eine begrenzte eigenstindige Bedeutung aufweisen. Denn Verpflichtun-
gen, die sich aus allgemeinen Rechtsgrundsétzen oder aus Volkergewohnheitsrecht
ergeben, konnen nicht (aktiv) eingegangen werden. In der Praxis wiére auf jeden Fall
festzulegen, welcher konkrete Akt mit dem «Eingehen» (frz. «contracter»; ital.
«assumere») gemeint ist. Der Begriff der «Personenfreiziigigkeit» (oder: «freier
Personenverkehr») bezeichnet vor allem die Freiheit, in einem anderen Vertragsstaat
wohnen und arbeiten zu diirfen. Zentral ist dabei das Recht, eine Stelle in einem
anderen Vertragsstaat antreten zu diirfen (Arbeitnehmerfreiziigigkeit), eine selbst-
standige Erwerbstitigkeit ausiiben zu konnen oder sich dort aufzuhalten, wenn die
dafiir erforderlichen finanziellen Mittel vorhanden sind. Weiter umfasst die «Perso-
nenfreiziigigkeit» (jedenfalls in der Auspriagung geméss FZA) insbesondere auch ein
Aufenthaltsrecht zur Erbringung von Dienstleistungen in einem beschrankten Um-
fang, die gegenseitige Anerkennung von beruflichen Diplomen, die Koordinierung
der Sozialversicherungssysteme, die Gleichstellung mit eigenen Staatsangehdrigen
bei der Ausrichtung von sozialen Leistungen sowie das Recht auf Erwerb von
Grundstiicken.
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Hingegen diirften beispielsweise bilaterale Niederlassungsvertrdge nicht unter den
Begriff der «Personenfreiziigigkeit» fallen, weil solche Vertrdge nicht den freien
Personenverkehr, sondern bloss gewisse Erleichterungen bei der Niederlassung aus-
landischer Personen bezwecken. Auch Freihandelsabkommen, die fiir gewisse qua-
lifizierte Tatigkeiten Erleichterungen bei der Zulassung zur Erbringung von Dienst-
leistungen vorsehen («Kadertransfer»), gewihren keine Personenfreiziigigkeit im
Sinne von Absatz 2. Vertrage solcher Art diirfte die Schweiz weiterhin abschliessen.

Art. 121b Abs. 3 E-BV

Waihrend sich Artikel 1215 Absatz 2 E-BV auf neue volkerrechtliche Vertrage bzw.
Verpflichtungen bezieht, erfasst diese Bestimmung die bestehenden volkerrechtli-
chen Vertrage bzw. Verpflichtungen. Solche Vertrage bzw. Verpflichtungen diirfen
nicht im Widerspruch zu den Absétzen 1 und 2 — also durch Gewidhrung einer Per-
sonenfreiziigigkeit — angepasst oder erweitert werden.

Art. 197 Ziff: 12 Abs. 1 E-BV

Diese Bestimmung raumt dem Bundesrat eine Frist ein, um die Ausserkraftsetzung
des FZA bis spitestens 12 Monate nach Annahme der Initiative zu verhandeln. Dies
gibt der Schweiz die Moglichkeit, mit der EU eine Einigung {iber die Weiterfiihrung
der Bilateralen I zu erzielen oder die Folgen des Wegfalls der Vertridge zu regeln,
falls eine allfdllige Verhandlung nicht erfolgreich wire. Dabei konnte insbesondere
auch iiber die Guillotine-Klauseln in den verschiedenen Vertrdgen verhandelt wer-
den. Im Falle einer einvernehmlichen Losung mit der EU zur Ausserkraftsetzung des
FZA kéme die Guillotine-Klausel nicht zur Anwendung. Bisherige Erfahrungen
haben jedoch gezeigt, dass eine Ausserkraftsetzung des FZA oder der Guillotine-
Klausel auf dem Verhandlungsweg unrealistisch ist (vgl. Ziff. 4.2.5).

Art. 197 Ziff 12 Abs. 2 E-BV

Wenn eine Ausserkraftsetzung auf dem Verhandlungsweg innert der in Artikel 197
Ziffer 12 Absatz 1 E-BV genannten Frist nicht gelingt, wiirde der in Absatz 2 der
Ubergangsbestimmung verankerte Kiindigungsauftrag ausgeldst. Die Bestimmung
bezeichnet auch das dazu befugte (und verpflichtete) Bundesorgan, ndmlich den
Bundesrat. Eine parlamentarische Zustimmung oder sogar eine Zustimmung des
Stimmvolks zur Kiindigung ist in Artikel 197 Ziffer 12 Absatz 1 E-BV nicht vorge-
sehen. Das FZA und die weiteren Bilateralen Abkommen I wiirden daraufhin sechs
Monate spéter ausser Kraft treten.

4 Wiirdigung der Initiative

In den nun folgenden Ausfiihrungen erfolgt die Wiirdigung der Initiative. Es wird
unter anderem aufgezeigt, welche Auswirkungen eine Annahme der Initiative auf
die Schweizer Wirtschaft und die bilateralen Beziehungen zur EU hitte. In An-
schluss an das 4. Kapitel folgt im 5. Kapitel eine Darstellung zur Bedeutung der
Zuwanderung im Lichte der demografischen Entwicklung sowie des Strukturwan-
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dels unter anderem infolge der Digitalisierung. Im 6. Kapitel werden in diesem Zu-
sammenhang bereits existierende sowie zusétzliche Massnahmen dargestellt. Damit
wird die Initiative in einen umfassenderen Kontext eingeordnet.

4.1 Wiirdigung der Anliegen der Initiative

Die Initiative verlangt eine grundlegende Neuausrichtung der schweizerischen Zu-
lassungspolitik im Ausldnderbereich. Sie will das FZA ausser Kraft setzen oder
kiindigen sowie den Abschluss von neuen volkerrechtlichen Vereinbarungen, die
eine Personenfreiziigigkeit gewidhren, verhindern. Das FZA ist fiir die Schweizer
Wirtschaft und fiir die Sicherung der Arbeitsplitze von zentraler Bedeutung. Es
ermoglicht den Unternehmen, flexibel und unbiirokratisch auf einen grossen Ar-
beitskriftepool in Europa zuriickzugreifen, und hat damit in der Vergangenheit
massgeblich zur Entspannung des Fachkriftemangels beigetragen. Das FZA weist
den grossten wirtschaftlichen Effekt aller sieben Bilateralen Abkommen I mit der
EU auf, und ein Wegfall wire daher mit betrachtlichen Kosten verbunden.32

Der Bundesrat verkennt nicht, dass die mit dem Wirtschaftswachstum einhergehen-
de Zuwanderung mit Herausforderungen verbunden ist. Der Bundesrat hat daher
beschlossen, die Konkurrenzfahigkeit der inlédndischen, insbesondere élteren Ar-
beitskrifte weiter zu sichern und bestimmte in der Schweiz aufenthaltsberechtigte
Auslindergruppen vermehrt in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Zudem ist durch die
Einfiihrung einer Uberbriickungsleistung eine soziale Abfederung fiir ausgesteuerte
iltere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in finanziell bescheidenen Verhiltnis-
sen vorgesehen (vgl. Ziff. 6.2).

In Ergénzung zum inléndischen Potenzial ist die Schweiz aufgrund des demografi-
schen Wandels und der Digitalisierung aber auch in Zukunft darauf angewiesen,
fehlende und insbesondere qualifizierte Arbeitskriafte aus dem Ausland rekrutieren
zu konnen. Die Schweiz steht dabei in Konkurrenz mit anderen westlichen Staaten,
die mit dhnlichen Entwicklungen konfrontiert sind, was die Rekrutierung von Fach-
kriften aus diesen Staaten kiinftig erschweren diirfte. Der von der Initiative gefor-
derte Wegfall des FZA sowie das generelle Verbot, neue volkerrechtliche Vertrage
abschliessen zu konnen, die eine Personenfreiziigigkeit gewdhren, wiirde den Fach-
kriftepool drastisch minimieren und die Schweizer Wirtschaft und Gesellschaft vor
grosse Herausforderungen stellen.

Miisste die Schweiz bei einer Annahme der Initiative das FZA kiindigen, weil mit
der EU keine einvernehmliche Losung iiber die Ausserkraftsetzung dieses Abkom-
mens gefunden werden kann, wiirden aufgrund der sogenannten Guillotine-Klausel
auch die anderen Abkommen der Bilateralen I sechs Monate nach Erhalt der Notifi-
kation iiber die Kiindigung automatisch ausser Kraft gesetzt, und der bilaterale Weg
der Schweiz mit der EU wire damit grundlegend infrage gestellt.

32 BAK Basel (2015): «Die mittel- und langfristigen Auswirkungen eines Wegfalls der
Bilateralen I auf die Schweizerische Volkswirtschaft», Ecoplan (2015): «Volkswirtschaft-
liche Auswirkungen eines Wegfalls der Bilateralen I — Analyse mit einem Mehrldnder-
gleichgewichtsmodell».
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4.2 Auswirkungen der Initiative bei einer Annahme
4.2.1 Wegfall des FZA

Die Begrenzungsinitiative verlangt explizit die Ausserkraftsetzung oder Kiindigung
des FZA. Bei einer Annahme der Begrenzungsinitiative wiirden nach Ablauf der in
Artikel 197 Ziffer 12 E-BV vorgesehenen Fristen die Zulassungs- und Aufenthalts-
bestimmungen des AIG fiir Drittstaatsangehorige auch auf EU-/EFTA-Staatsange-
horige angewandt (vgl. Ziff. 4.2.5).

Wirtschaftliche Folgen eines Wegfalls des FZA

Das FZA ist ein zentraler Pfeiler der bilateralen Vertrdge mit der Européischen
Union. Es leistet einen wichtigen Beitrag flir die enge Wirtschaftsbeziechung der
Schweiz und der EU. Der Bericht des Staatssekretariats fiir Wirtschaft (SECO)
«Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen eines Wegfalls der Bilateralen I» aus dem
Jahr 2015 zeigt die volkswirtschaftliche Bedeutung auf: Eine Kontingentierung der
Zuwanderung verringert das Arbeitsangebot und verteuert den Rekrutierungspro-
zess. Hohere Kosten fiir Unternehmen fithren zu tieferer Produktivitit sowie einer
Schmilerung der internationalen Wettbewerbsfahigkeit. Diese Faktoren schlagen
sich auf die gesamte Wirtschaftsleistung nieder. Allein durch den Wegfall des FZA
wiirde das BIP 2035 im Vergleich zum Basisszenario zwischen 3,0 und 4,5 Prozent
tiefer liegen.

Die Offnung des Schweizer Arbeitsmarktes gegeniiber den EU/EFTA-Staaten hat
der Schweizer Wirtschaft in den letzten Jahren ein iiberdurchschnittlich starkes
Wirtschafts- und Beschéftigungswachstum ermdglicht. Die erhdhte Nachfrage nach
Schweizer Giitern und Dienstleistungen seit Inkrafttreten der Bilateralen I konnte
dank der durch das FZA gewihrleisteten Verfiigbarkeit von Fachkréften bedient
werden. Auch in Phasen mit schwacher Konjunktur und in der Finanzkrise 2009
wirkte sich die Zuwanderung stabilisierend auf die Schweizer Binnenkonjunktur aus
und hatte damit auch eine positive Wirkung auf die Beschiftigung. Vor allem der
private Konsum und die Bauwirtschaft wurden durch die Zuwanderung in den
letzten Jahren gestiitzt.

Eine Studie, welche von Swissmem fiir die Maschinen-, Elektro- und Metall-
Industrie in Auftrag gegeben wurde,33 bestitigt die Wichtigkeit des FZA fiir diese
Branchen: Geméss der im Rahmen der Studie durchgefiihrten Befragung stehen
beim FZA der personelle Austausch zwischen der Schweiz und der EU und die
dadurch verbesserte Fachkriftesituation in den Unternehmen im Vordergrund. Drei
Viertel der befragten Unternehmen gaben an, aufgrund dieses Abkommens geeig-
nete Fachkrifte einstellen zu kdnnen. Knapp die Hélfte der Unternehmen steigerte
durch strategische Einstellungen ihre Innovationsfahigkeit. Insgesamt werden durch
das Abkommen auch die allgemeinen Geschéftsprozesse im Personalwesen optimiert.

33 BAK Basel (2015): «Die Auswirkungen der bilateralen Vertrige auf die Unternehmen
der MEM-Industrie».
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Die Zuwanderung im Rahmen der Personenfreiziigigkeit folgt somit heute in hohem
Masse den Bediirfnissen des Arbeitsmarktes, und dies sowohl in quantitativer als
auch in qualitativer Hinsicht. Die Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Zuwande-
rung im Rahmen des FZA erfolgte zudem gegenldufig: Die Zuwanderung stieg
jeweils in Phasen guter Konjunktur und sinkender Arbeitslosigkeit, in Phasen
schwachen oder gar negativen Wachstums und steigender Arbeitslosigkeit entwi-
ckelte sie sich hingegen riickldufig. Die Fahigkeit, auslandische Fachkrifte anziehen
zu konnen, ist zudem im Zusammenhang mit der demografischen Alterung wichtig,
da dadurch der Anteil von Personen im erwerbsfahigen Alter erh6ht wird.

Die Rekrutierung von Fachkriften wire flir Unternehmen in einem System mit
kontingentierter Zuwanderung administrativ deutlich aufwendiger, und sie hétten bei
einer zahlenmissigen Beschrinkung keine Planungssicherheit mehr. Bei einer An-
nahme der Initiative wiirde der Standort Schweiz an Attraktivitdt einbiissen, was
eine riickldufige Produktivitdt, ein schwicheres Wachstum und damit zusammen-
hingend einen dauerhaften Verlust von Arbeitsplédtzen und eine Erhéhung der struk-
turellen Arbeitslosigkeit nach sich ziehen wiirde.

Das FZA eroffnet zudem schweizerischen Staatsangehérigen gleiche Chancen und
einen gleichberechtigten Zugang zum EU-Arbeitsmarkt sowie die Moglichkeit, sich
unter erleichterten Bedingungen in der EU niederzulassen. Rund 11 Prozent der
Schweizer Bevdlkerung wohnen im Ausland. Ende 2018 waren es 760 200 Ausland-
schweizerinnen und Auslandschweizer, liber 62 Prozent von ihnen leben in Europa,
mehrheitlich in Frankreich, Deutschland und Italien.34 Bei einer Kiindigung des
FZA wiirde der heute den Schweizer Biirgerinnen und Biirgern garantierte Zugang
zu den Arbeitsmérkten im EU-Raum wegfallen.

4.2.2 Gefihrdung der Bilateralen I

Das FZA ist Teil der sieben Abkommen der Bilateralen I. Aufgrund der sogenannten
Guillotine-Klausel ist es rechtlich mit den iibrigen sechs Abkommen verbunden. Bei
einer Kiindigung des FZA werden deshalb auch die sechs anderen Abkommen —
technische Handelshemmnisse, Offentliches Beschaffungswesen, Landwirtschaft,
Landverkehr, Luftverkehr und Forschung3> — sechs Monate nach Erhalt der Notifi-
kation iiber die Kiindigung automatisch ausser Kraft gesetzt (Art. 25 Abs. 4 FZA).
Damit wiirde nicht nur der heute privilegierte Zugang der Schweizer Wirtschaft zum
EU-Binnenmarkt, sondern auch der bilaterale Weg mit der EU infrage gestellt.

34 Eidgendssisches Departement fiir auswirtige Angelegenheiten (EDA) (2019).

35 Heute gilt im Forschungsbereich das Abkommen vom 5. Dez. 2014 fiir wissenschaftliche
und technologische Zusammenarbeit zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
und der Europiischen Union und der Europdischen Atomgemeinschaft zur Assoziierung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft an das Rahmenprogramm fiir Forschung und
Innovation «Horizon 2020» und an das Programm der Européischen Atomgemeinschaft
fiir Forschung und Ausbildung in Ergdnzung zu «Horizon 2020» sowie zur Beteiligung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft an den ITER-Tétigkeiten von «Fusion for
Energy», SR 0.424.11. In Art. 13 Abs. 4 des besagten Abkommens wird die Verbindung
zum FZA bzw. dessen Kiindigung gemacht.
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Gegenseitige Anerkennung von Konformitdtsbewertungen (MRA)

Das Abkommen {iber die gegenseitige Anerkennung von Konformitdtsbewertungen
(MRA)3¢ dient dem Abbau technischer Handelshemmnisse. Durch die Angleichung
der Produktevorschriften und die tiber das MRA vertraglich anerkannte Gleichwer-
tigkeit der Vorschriften konnte der administrative Aufwand von in die EU exportie-
renden bzw. aus der EU importierenden Unternehmen deutlich reduziert werden.
Das Abkommen ermdglicht Schweizerischen Wirtschaftsteilnehmern auch weitere
Marktzugangserleichterungen: Beispielsweise sind Schweizer Hersteller von der
Pflicht befreit, einen Bevollméchtigten in der EU zu haben. Fiir Schweizer Unter-
nehmen gelten in der EU dank dem Abkommen entsprechend weitgehend dieselben
Marktzutrittsbedingungen wie fiir ihre EU-Konkurrenten. Unternehmen profitieren
somit von sinkenden Kosten und kiirzeren Wartezeiten bei der europaweiten Ver-
marktung ihrer Produkte. Dariiber hinaus profitieren Konsumentinnen und Konsu-
menten von einer potenziell grosseren Produktevielfalt und tieferen Preisen: Pro-
dukte, die in der EU zugelassen sind, konnen auch in der Schweiz ohne zusétzliche
Zertifizierung vertrieben werden.

Die unter das MRA fallenden Sektoren machten 2017 iiber zwei Drittel des Handels
zwischen der Schweiz und der EU mit Industrieprodukten aus. Die 20 vom Abkom-
men abgedeckten Produktbereiche stellten 2017 ein Volumen an Exporten in die EU
von beinahe 75 Milliarden Franken dar und umgekehrt ein Volumen an Importen
aus der EU von iiber 73 Milliarden Franken. Diese Zahlen beinhalten auch Pharma-
und Chemieprodukte, bei denen nur Teile der Konformitdtsbewertung unter das
Abkommen fallen («gute Herstellungspraxis» und «gute Laborpraxis»). Die Einspa-
rungen der Schweizer Unternechmen betragen geméss Branchenschitzungen allein
dank der Anerkennung der Inspektionen im Bereich der «guten Herstellungspraxis»
zwischen 150 und 300 Millionen Franken jahrlich. Alleine die Schweizer Medizin-
produktehersteller erwirtschaften mehr als 90 Prozent ihrer Umsitze iiber Exporte
(Exportvolumen 2017: 11,3 Mrd. CHF), davon geht rund die Hélfte in die EU.

Offentliches Beschaffungswesen

Das Abkommen iiber das 6ffentliche Beschaffungswesen37 weitet den Anwendungs-
bereich des WTO-Ubereinkommens iiber das 6ffentliche Beschaffungswesen aus.
Damit erhalten Unternehmen aus der Schweiz und aus der EU Zugang zu zusétzli-
chen Beschaffungsmirkten (wie bspw. Beschaffungen von Gemeinden oder in den
Sektoren Schienenverkehr und Energieversorgung). Angesichts der umfangreichen
offentlichen Beschaffungsmérkte in der EU erdffnet dieser zusitzliche Marktzugang
Chancen fiir die Exportindustrie sowie fiir den Dienstleistungssektor bzw. neue
Perspektiven zur Schaffung oder zum Erhalt von Wirtschaftstitigkeit und Arbeits-
plétzen in der Schweiz.

36 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europdischen Gemeinschaft iiber die gegenseitige Anerkennung von Konformitéts-
bewertungen, SR 0.946.526.81.

37 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europdischen Gemeinschaft iiber bestimmte Aspekte des 6ffentlichen Beschaffungs-
wesens, SR 0.172.052.68.
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Forschung

Das Forschungsabkommen38 legte fiir die Schweiz die Grundlage fiir eine vollstin-
dige Beteiligung an den Forschungsrahmenprogrammen der EU39. Dieses Abkom-
men ist fiir den Forschungsplatz Schweiz und, indirekt, fiir die Schweizer Wirtschaft
von Bedeutung, indem es zur Sicherung der internationalen Exzellenz des offentli-
chen Forschungsstandortes Schweiz wesentlich beitragt.

Luft-und Landverkehr

Die beiden Abkommen iiber den Luft- und den Landverkehr40 er6ffnen fiir Schwei-
zer Unternehmen neue Geschéftsmoglichkeiten in vorher geschlossenen Mirkten.
Schweizer Anbieter in diesen Sektoren konnen dank den Verkehrsabkommen leich-
ter auf dem europdischen Markt titig werden und dadurch potenzielle Gréssenvor-
teile (sog. Skaleneffekte) nutzen. Die Abkommen iiber den Luft- und den Landver-
kehr fiihren zu einer verbesserten Verkehrsanbindung, einer erhdhten Effizienz im
Giitertransport und einem vereinfachten Zugang fiir Schweizer Entwicklungs- und
Herstellerbetriebe. Ebenso ist eine gute Vernetzung in das europédische Verkehrs-
und Transportnetz eine wichtige Voraussetzung fiir einen attraktiven Standort
Schweiz. Zusitzlich hat das Landverkehrsabkommen mit der EU die Schweizer
Verlagerungspolitik (von der Strasse auf die Schiene) im Alpentransit vertraglich
abgesichert.

Landwirtschaft

Das Landwirtschaftsabkommen?! erleichtert den Handel mit Agrarprodukten zwi-
schen der Schweiz und der EU. Fiir ausgewéhlte Produkte schafft es Handelshemm-
nisse ab, seien es tarifire (bspw. Késefreihandel) oder nichttarifire (bspw. gegen-
seitige Anerkennung von Produktevorschriften). In tarifirer Hinsicht sieht es die
vollstandige Liberalisierung des Kidsemarkts sowie gegenseitige Zollkonzessionen in
mehreren Sektoren vor (z. B. Friichte und Gemiise, Gartenbau und Fleischspezialité-
ten). In nichttarifirer Hinsicht werden bestimmte technische Vorschriften in den
Bereichen Pflanzengesundheit, Futtermittel, Saatgut, biologische Landwirtschaft,
Wein und Spirituosen sowie die Qualitidtsnormen fiir Friichte und Gemiise als
gleichwertig anerkannt. Der als «Veterindrabkommen» bezeichnete Anhang 11 be-

38 Abkommen vom 25. Juni 2007 iiber wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Européischen
Gemeinschaft und der Européischen Atomgemeinschaft andererseits, SR 0.420.513.1.

39 Seit dem 1. Januar 2017 ist die Schweiz an das 8. FRP, «Horizon 2020», vollassoziiert,
nachdem sie im Anschluss an die Annahme der Initiative «Gegen Masseneinwanderungy»
voriibergehend nur als teilassoziiertes Land daran teilnehmen konnte. Die Vollassoziie-
rung an die EU-Forschungsrahmenprogramme ermdglicht Forschungs- und Innovations-
akteuren in der Schweiz den Einbezug in internationale Netzwerke und die Teilnahme
am europaischen Wettbewerb um Fordermittel.

40 Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europdischen Gemeinschaft iber den Luftverkehr, SR 0.748.127.192.68; Abkommen
vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Euro-
pdischen Gemeinschaft iiber den Giiter- und Personenverkehr auf Schiene und Strasse,
SR 0.740.72.

4l Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und
der Europédischen Gemeinschaft iiber den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen,
SR 0.916.026.81.
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griindet im Ubrigen einen gemeinsamen Veterinirraum zwischen der Schweiz und
der EU, der die Authebung der gegenseitigen veterinirrechtlichen Grenzkontrollen
zwischen den Parteien erlaubt. Schliesslich schiitzt das Agrarabkommen eine Liste
von Bezeichnungen fiir Lebensmittel und Landwirtschaftsprodukte (GUB/AOP und
GGA/IGP) im Gebiet der Schweiz und der EU. Es verschafft der Schweiz neue
Exportchancen mit ihrer wichtigsten Handelspartnerin: 2017 gingen rund 58 Prozent
der Schweizer Agrarexporte in einem Wert von 5,6 Milliarden Franken in die EU-
Mitgliedstaaten, rund 74 Prozent der Agrarimporte stammten aus der EU. Gleichzei-
tig wird fiir Produktionsbereiche wie beispielsweise Getreide, Milch oder Fleisch,
die fur die Schweizer Landwirtschaft sensibel sind, ein bedeutender Schutz an der
Grenze beibehalten.

Wirtschaftliche Folgen eines Wegfalls der Bilateralen 1

Ein mit moglichst tiefem Aufwand verbundener Zugang zum grossen Européischen
Binnenmarkt ist fiir die Schweiz von zentraler Bedeutung. Er wurde mit den 2002
in Kraft getretenen Bilateralen I stark erleichtert. Damit wurden zwischen der
Schweiz und der EU in verschiedenen Bereichen binnenmarktihnliche Verhéltnisse
geschaffen.

Der Bericht des SECO «Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen eines Wegfalls der
Bilateralen I» aus dem Jahr 2015 zeigt auf, dass ein Wegfall der Bilateralen I bedeu-
tende negative Auswirkungen auf die Schweizer Volkswirtschaft hitte. Die Simu-
lation zeigt, dass bei einem Wegfall der Bilateralen I im Jahr 2017 das BIP der
Schweiz im Jahr 2035 rund 5-7 Prozent tiefer liegen wiirde als im Szenario mit
den Bilateralen 1. Der Wegfall der Bilateralen I wiirde die Schweiz in weniger als
20 Jahren fast ein gesamtes heutiges Jahreseinkommen, d. h. 460-630 Milliarden
Franken, kosten.

Ein Wegfall der Bilateralen I hitte einschneidende Verdnderungen der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen zur Folge. Dabei konnten die Auswirkungen auf die
Standortattraktivitit der Schweiz und auf die Rechtssicherheit aufgrund metho-
discher Herausforderungen nur teilweise von der Quantifizierung erfasst werden.
Insofern ist davon auszugehen, dass die wirtschaftlichen Konsequenzen eines Weg-
falls der Bilateralen I die ausgewiesenen Resultate der Schitzungen iibersteigen
wiirden.

4.2.3 Gefihrdung der Bilateralen I1

Zusitzlich zu den direkt betroffenen Abkommen besteht die Moglichkeit und damit
das Risiko, dass die EU weitere Abkommen mit der Schweiz, die sie als mit dem
FZA verbunden erachtet, ebenfalls in Frage stellt: Betroffen kdnnten insbesondere
die Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen sein (SAA42 und DAA43), aber
auch andere Abkommen44.

42 SR 0.362.31
43 SR 0.142.392.68
44 Z.B. Abkommen zu Europe creative, Erasmus und Jugend oder Horizon Europe.
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Das SAA und das DAA sind formell nicht mit dem FZA verkniipft (keine «Guillo-
tine-Klausel»). Eine Kiindigung des FZA wiirde daher nicht automatisch zu deren
Beendigung fiithren. Es besteht aber dennoch das Risiko, dass die EU im Falle einer
Kiindigung des FZA die beiden Abkommen in Frage stellt. Einerseits sind sie zwei
wesentliche Elemente des bilateralen Wegs, anderseits stellte die Personenfreiziigig-
keit bei den Verhandlungen zur Schengen/Dublin-Assoziierung aus Sicht der EU
eine Grundlage fiir die Assoziierung der Schweiz an den Schengen-Besitzstand dar.
Das SAA und das DAA erginzen das FZA, indem sie den Reiseverkehr im Schen-
gen-Raum erleichtern. Aufgrund der gegenseitigen Verkniipfung zwischen SAA und
DAA wiirde eine Kiindigung des SAA auch die Beendigung des DAA und oder
umgekehrt, bedeuten (Art. 14 Abs. 2 DAA; Art. 15 Abs. 4 SAA).

Wirtschaftliche Konsequenzen eines Wegfalls der Bilateralen 11

Die Schengener Zusammenarbeit tridgt zusétzlich zur erleichterten Mobilitét unter
der Personenfreiziigigkeit bei, indem sie Binnengrenzkontrollen authebt und die
europdischen Aussengrenzen stérker sichert. Dies erleichtert den Reiseverkehr, und
die Tourismusbranche profitiert von der einheitlichen Visumspolitik, da Reisende
fiir die Schweiz kein separates Visum mehr beantragen miissen.

Die Schengener Zusammenarbeit schafft auch einen gemeinsamen européischen
Fahndungsraum, was fiir die Strafverfolgung heute unabdingbar ist. Im Schengener
Informationssystem sind in der Schweiz und im Ausland pro Jahr iiber 15 000 Fahn-
dungstreffer zu verzeichnen. Die Dublin-Zusammenarbeit ist fiir die Schweizer
Asylpolitik zentral. Sie stellt sicher, dass ein Asylgesuch nur von einem Staat im
Dublin-Raum gepriift wird, und verhindert so, dass Asylsuchende von Staat zu Staat
geschoben werden oder nach Ablehnung ihres Gesuchs in einem anderen Dublin-
Staat erneut ein Gesuch einreichen. Dies wiirde den Verwaltungsaufwand erhdhen
und zu einer Zunahme der Asylgesuche fiihren.

Die Schweiz profitiert volkswirtschaftlich und finanziell von den Bilateralen II. In
seinem Bericht in Erfiillung des Postulats 15.389645 hat der Bundesrat Anfang 2018
die volkswirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der Schengen/Dublin-
Assoziierung der Schweiz dargelegt: Ein Wegfall der Zusammenarbeit Schengen/
Dublin wiirde die 6ffentliche Hand netto mit bis zu 220 Millionen Franken pro Jahr
belasten. Die entstehenden Sicherheitsliicken konnten auch mit zuséitzlichen Investi-
tionen nicht wettgemacht werden. Insgesamt wiirde ein Wegfall von Schengen/
Dublin fiir die Schweizer Volkswirtschaft zu einem jahrlichen Einkommensverlust
von bis zu 11 Milliarden Franken fiihren.

45 Der Bericht ist zu finden unter www.parlament.ch > 15.3896 > Bericht in Erfiillung des
parlamentarischen Vorstosses.
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4.2.4 Auswirkungen auf weitere Abkommen

Die Schweiz ist Mitglied der Europdischen Freihandelsassoziation (European Free
Trade Association, EFTA). Die Initiative verlangt explizit den Wegfall resp. die
Kiindigung des FZA. Die Kiindigung der EFTA-Konvention* wird im Initiativtext
hingegen nicht gefordert. Bei einer Kiindigung des FZA ist eine unverdnderte Wei-
terfiihrung der EFTA-Konvention nicht mdglich, weil sie grundsétzlich auf den
bilateralen Vertragen der Schweiz mit der EU aufbaut. Die Zuwanderung aus den
EFTA-Staaten in die Schweiz ist gering: Im Jahr 2018 betrug sie gesamthaft ledig-
lich 385 Personen, was rund 0,3 Prozent der gesamten Zuwanderung entspricht.
Selbst ein Weiterbestehen der EFTA-Konvention konnte den Fachkréftepool der EU
somit bei Weitem nicht kompensieren.

Im Rahmenvertrag vom 3. Dezember 2008 zwischen der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft und dem Fiirstentum Liechtenstein iiber die Zusammenarbeit im Bereich
des Visumsverfahrens, der Einreise und des Aufenthalts sowie {iber die polizeiliche
Zusammenarbeit im Grenzraum?4? wird in Artikel 6 die Gewédhrung der Personen-
freizligigkeit festgehalten. Die Annahme der Initiative hitte somit auch Auswirkun-
gen auf die Regelungen der Schweiz mit dem Fiirstentum Liechtenstein.

Gegeniiber den Mitgliedstaaten der World Trade Organisation (WTO) wird grund-
sétzlich keine Personenfreiziigigkeit gewdhrt. Das General Agreement on Trade in
Services (GATS) ist grundsétzlich auf alle hauptsdchlichen Dienstleistungssektoren
und Erscheinungsformen des internationalen Handels mit Dienstleistungen anwend-
bar. Bei hochqualifizierten Kadern und Spezialisten, welche durch auslidndische
Unternehmen zeitlich befristet in die Schweiz transferiert werden, sicht das GATS
Erleichterungen vor, wobei diese unter dem Vorbehalt von Hochstzahlen stehen.
Eine gewisse Anzahl Freihandelsabkommen, welche die Schweiz mit Staaten von
ausserhalb der EU/EFTA abgeschlossen hat, sieht vor, dass Hochstzahlen bei ausge-
schopften Kontingenten diesen Kader- und Spezialistentransfers nicht entgegenge-
halten werden konnen. Der Personenkreis, der von dieser Regelung profitieren kann,
ist aber eng begrenzt und fallt daher zahlenmassig insgesamt wenig ins Gewicht. Die
Annahme der Initiative hétte insofern keine Auswirkungen auf diesen Bereich.

4.2.5 Umsetzung der Initiative

Die Begrenzungsinitiative legt den ersten Handlungsschwerpunkt auf Verhandlun-
gen mit der EU zur Ausserkraftsetzung des FZA und auf die Kiindigung des FZA
fiir den Fall, dass diese Verhandlungen scheitern (Art. 197 Ziff. 12 E-BV). Ferner
verlangt sie die eigenstéindige Regelung der Zuwanderung sdmtlicher Ausldnde-
rinnen und Auslédnder — und damit auch der EU/EFTA-Staatsangehdrigen — nach
den Vorgaben des neuen Artikels 1215 E-BV. Das AIG wiirde neu auch fiir die
EU/EFTA-Staatsangehorigen zur Grundlage fiir ihre auslédnderrechtliche Regelung.
Vor diesem Hintergrund der heute fiir Drittstaatsangehorige geltenden AIG-Rege-

46 Ubereinkommen vom 4. Januar 1960 zur Errichtung der Europaischen Freihandels-
assoziation; SR 0.632.31.
47 SR 0.360.514.2
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lung wiirde dies fiir EU/EFTA-Staatsangehorige namentlich Folgendes bedeuten:
Eine Begrenzung der Zuwanderung in Form von Hdochstzahlen (Art. 20 AIG), ein
Vorrang der inldndischen Arbeitskréfte (Art. 21 AIG) sowie eine Beschrankung der
Zulassung auf qualifizierte Arbeitskrifte (Art. 23 AIG).

Die Initiative verlangt jedoch explizit, dass eine Ausserkraftsetzung des FZA im
gegenseitigen Einverstindnis mit der EU durch Verhandlungen erreicht werden soll.
Falls dies gelingen sollte, kdime die Guillotine-Klausel (Art. 25 Abs. 4 FZA) nicht
zur Anwendung, da keine einseitige Kiindigung vorliegen wiirde.

Die Initiative dussert sich nicht dazu, ob und allenfalls in welcher Weise die Bilate-
ralen I im Falle einer einseitigen Kiindigung des FZA durch die Schweiz gesichert
werden sollen. In Bezug auf diese Frage sind grundsétzlich zwei Szenarien denkbar:

Einerseits konnte die Schweiz versuchen, die Guillotine-Klausel auf dem Verhand-
lungsweg ausser Kraft zu setzen. Allerdings stellte die Guillotine-Klausel im FZA
eine zwingende Bedingung der EU fiir den Zugang zum Binnenmarkt im Rahmen
der Bilateralen I dar. Die Schweiz hat auch im Rahmen der Verhandlungen betref-
fend das institutionelle Abkommen die Guillotine-Klausel der Bilateralen I erfolglos
aufzuheben versucht. Diese Forderung wurde seitens der EU kategorisch abgelehnt.

Andererseits konnte die Schweiz im Rahmen von allfilligen Verhandlungen zur
«Ausserkraftsetzung des FZA» Neuverhandlungen der Bilateralen I anstreben. Wie
die Erfahrungen im Rahmen der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative
gezeigt haben, ist es unrealistisch, dass die EU ein Verhandlungsmandat fiir diese
beiden Ziele (Ausserkraftsetzung des FZA oder Neuverhandlung der Bilateralen I)
verabschieden wiirde. Die Personenfreiziigigkeit ist fiir die EU weiterhin eine
Grundvoraussetzung fiir den Zugang zum Binnenmarkt (sog. «4 Grundfreiheiteny).
Das haben auch die Brexit-Verhandlungen gezeigt. Zudem wére die in der Initiative
vorgegebene 12-monatige Frist fiir den Abschluss der Verhandlungen kaum genii-
gend: Der Verhandlungsprozess zu den Bilateralen I hat insgesamt fiinf Jahre gedau-
ert. Auch die Verhandlungen im Zusammenhang mit dem Brexit zwischen der EU
und dem Vereinigten Konigreich verdeutlichen diese zeitliche Problematik.

Fiir die Schweiz wiirde — aufgrund der in der Initiative und im FZA vorgesehenen
sehr kurzen Verhandlungs- und Kiindigungsfrist — daher die reale Gefahr eines ver-
tragslosen Zustands bestehen. Das FZA sowie die iibrigen Abkommen der Bilatera-
len I wiirden bereits sechs Monate nach Erhalt der Notifikation {iber die Kiindigung
automatisch ausser Kraft treten, hochstwahrscheinlich ohne dass Nachfolgeregelun-
gen mit der EU in den fiir die Schweiz wichtigen Bereichen vorliegen wiirden.

4.2.6 Finanzielle und personelle Auswirkungen

Die Kosten, die durch einen Wegfall des FZA, der iibrigen Abkommen der Bilatera-
len I und der Bilateralen II verursacht wiirden, sind in den Ziffern 4.2.1, 4.2.2 und
4.2.3 dargestellt. Sie gehen weit iiber die mit einem solchen Wegfall entstehenden
zusitzlichen Kosten fiir die Rekrutierung von Arbeitskréiften hinaus.

5057



BB12019

Eine Studie zur Messung der Kosten der Regulierung der Personalrekrutierung#s hat
beziiglich Kosten fiir die Unternehmen aufgezeigt, dass im Jahr 2011 fiir die stark
regulierte und quantitativ beschrinkte Zulassung von Drittstaatsangehdrigen zum
Schweizer Arbeitsmarkt insgesamt Kosten von 9,7 Millionen Franken anfielen.49
Einen grossen Anteil machen dabei die personellen Kosten in den Unternehmen
unter anderem fiir die Abwicklung der Biirokratie aus.

4.2.7 Inkrafttreten und Ubergangsrecht

Die teilweise revidierte Bundesverfassung tritt laut Artikel 195 BV in Kraft, wenn
sie von Volk und Stinden angenommen ist. Dementsprechend wiirde unmittelbar
nach Annahme der Initiative der in Artikel 197 Ziffer 12 Absatz 1 E-BV verankerte
und 12 Monate dauernde Verhandlungsauftrag zur Ausserkraftsetzung des FZA
ausgelost. Falls dies nicht gelingt, muss der Bundesrat das FZA innert weiteren
30 Tagen kiindigen (Art. 197 Ziff. 12 Abs. 2 E-BV). Das FZA sowie die iibrigen
sechs Abkommen der Bilateralen I treten geméss Artikel 25 Absatz 4 FZA sechs
Monate nach Erhalt der Notifikation {iber die Kiindigung ausser Kraft.50

4.3 Miingel der Initiative

Die Initiative verlangt eine eigenstindige Regelung der Zuwanderung von Ausldnde-
rinnen und Auslédndern in die Schweiz ohne Personenfreiziigigkeit. Der Bundesrat
anerkennt, dass die Zuwanderung aus dem EU/EFTA-Raum mit Herausforderungen
verbunden ist und begegnet ihnen mit diversen Massnahmen, welche in Kapitel 6
detailliert aufgefiihrt sind. Aufgrund der rechtlichen Verkniipfung des FZA mit den
iibrigen sechs Abkommen der Bilateralen I hitte eine Kiindigung desselben den
automatschen Wegfall der Bilateralen I zur Folge.

Wie in den Ziffern 4.2.1, 4.2.2 und 4.2.3 aufgezeigt wurde haben das FZA und die
iibrigen Bilateralen Vertrige eine hohe Bedeutung fiir die Schweiz. Allein durch den
Wegfall des FZA wiirde das BIP in weniger als 20 Jahren im Vergleich zum Basis-
szenario zwischen 3,0 Prozent und 4,5 Prozent tiefer liegen. Bei einem Wegfall der
Bilateralen I wiirde das BIP der Schweiz gar rund 5-7 Prozent tiefer liegen. Die
Initiative stellt den bilateralen Weg grundlegend infrage. Das Volk hat den bilatera-
len Weg jedoch in verschiedenen Abstimmungen bestétigt und unterstiitzt.

Die Pflege der Beziehungen zur EU und insbesondere zu den Nachbarstaaten ist
denn auch einer der vier Schwerpunkte der aussenpolitischen Strategie der Schweiz
2016-2019.

48 Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO) (2013), S. 31 ff.

49 Fiir eine Anstellung eines EU/EFTA-Staatsangehorigen im Stellenantritt resultieren
einem Schweizer Unternehmen weniger als 30 CHF pro Fall. Fiir die Anstellung
eines Drittstaatsangehorigen (arbeitsmarktliche Priifung und Kontingentierung) fallen
die Kosten um ein Mehrfaches hoher aus (600-900 CHF fiir eine Erstbewilligung).

50 Fiir den Forschungsbereich gilt heute das Abkommen SR 0.424.11; vgl. Anfang von
Ziff. 4.2.2. In Art. 13 Abs. 4 des besagten Abkommens wird die Verbindung zum FZA
bzw. dessen Kiindigung gemacht.
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5 Demografische Entwicklung, Digitalisierung,
Strukturwandel und Zuwanderung

Die Zuwanderung im Rahmen des FZA ist stark auf den Arbeitsmarkt konzentriert
und hat damit in der Vergangenheit massgeblich zur Erhdhung der Erwerbsbevolke-
rung und zur Entschirfung des Fachkriaftemangels beigetragen (vgl. Ziff. 2.3.1). Mit
einem Wegfall des FZA wiirde der Fachkréftemangel folglich bedeutend verscharft.
Auch unter Beriicksichtigung des demografischen Wandels in den westlichen Staa-
ten stellt die EU/EFTA weiterhin den grossten Fachkriftepool fiir die Schweiz dar.
Wegen der fortschreitenden Digitalisierung sowie der Abnahme des Anteils der
Personen im Erwerbsalter wird der Bedarf der Schweiz an gut qualifizierten auslén-
dischen Fachkriften ergidnzend zur Hoherqualifizierung der anséssigen Erwerbs-
bevolkerung weiterhin wachsen. Eine komplementire Zuwanderung hilft, Liicken
bei den bendtigten Fachkriften, die auf dem Schweizer Arbeitsmarkt nicht ausrei-
chend vorhanden sind, zu schliessen, und den Anteil der Erwerbsbevolkerung an der
gesamten Bevolkerung zu erhdhen. Damit die Schweiz dem Strukturwandel, insbe-
sondere infolge der Digitalisierung, sowie dem demografischen Wandel auch in
Zukunft erfolgreich entgegentreten kann, ist deshalb entscheidend, dass der Arbeits-
markt weiterhin mit hochqualifizierten Personen aus dem unmittelbaren Ausland
versorgt werden kann. Die vorliegende Initiative lduft diesem Bediirfnis zuwider.

5.1 Auswirkungen des demografischen Wandels

Die Schweizer Bevolkerung wird in den kommenden Jahren unabhéngig von der
Zuwanderung deutlich altern: Gemaiss mittlerem Szenario des Bundesamts fiir Sta-
tistik (BFS) (2015) wird sich die Bevolkerungsgruppe der 65-Jihrigen und Alteren
von 1,5 Millionen Personen (Jahr 2015) auf 2,2 Millionen im Jahr 2030 und auf
2,7 Millionen im Jahr 2045 erhéhen. Demgegeniiber wird die 20- bis 64-jdhrige
Bevolkerung im gleichen Zeitraum deutlich langsamer von 5,2 Millionen Personen
(2015) auf 5,5 Millionen (2030) und auf 5,6 Millionen (2045) zunehmen, und auch
die Zahl der Kinder und Jugendlichen unter 20 Jahren diirfte von 1,7 Millionen im
Jahr 2015 nur leicht auf 1,9 Millionen (2030 und 2045) anwachsen. Ursachen dieser
Alterung der Bevolkerung in den néchsten 30 Jahren sind zum einen der Riickgang
der Geburtenzahlen in den vergangenen Jahrzehnten, zum anderen die geburten-
starken Jahrgénge («Babyboom-Generation»), die zwischen 1950 und 1970 in der
Schweiz geboren oder in die Schweiz eingewandert sind und das Rentenalter bereits
erreicht haben oder in den kommenden Jahren erreichen werden. Durch die fort-
laufende Erhéhung der Lebenserwartung, die dazu fiihrt, dass ein grosserer Anteil
Personen ein hohes Alter erreicht, verstirkt sich die Bevolkerungsalterung zusétz-
lich. Aufgrund der auf einem tiefen Niveau stagnierenden Geburtenhéufigkeit und
der fortlaufend sinkenden Sterblichkeitsraten nach 2045 wird der Anteil der &lteren
Personen auch dann noch hoch bleiben, wenn die Babyboom-Generation in iiber
50 Jahren nicht mehr lebt, d. h. es findet eine demografische Strukturverdnderung
statt. Aufgrund des beschriebenen demografischen Wandels nimmt der Anteil der
Personen im typischen Erwerbsalter an der Gesamtbevolkerung stetig ab: 2015 lag
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der Anteil der 20- bis 64-Jdhrigen am Total der Bevolkerung bei 62 Prozent, 2030
diirfte er noch 58 Prozent und 2045 nur noch 55 Prozent betragen.5!

Die schrumpfende Erwerbsbevolkerung stellt auch kiinftig eine Herausforderung fiir
die Schweiz dar. Der demografische Wandel in der Schweiz wird zurzeit durch die
Zuwanderung — in erster Linie aus den EU-/EFTA-Staaten — abgefedert. Es ist
jedoch zu bedenken, dass auch in den Staaten der EU-/EFTA eine Verdnderung der
Bevolkerungsstruktur erfolgt und sich eine Rekrutierung aus diesen Staaten zuneh-
mend schwieriger gestalten diirfte. Die Szenarien von Eurostat52 zeigen auf, dass die
Bevolkerung der EU im Jahr 2080 voraussichtlich etwas hoher sein wird als im Jahr
2016, jedoch wird der Anteil der Personen im erwerbsfahigen Alter deutlich ab-
nehmen. Im Jahr 2016 gab es mehr als drei Personen im erwerbsfihigen Alter pro
dlteren Menschen, bis 2080 wird dieses Verhiltnis voraussichtlich weniger als 2:1
betragen.

Erste Ergebnisse eines noch laufenden Forschungsprojekts des Schweizerischen
Nationalfonds bestdtigen, dass der demografische Wandel den Fachkréftemangel in
der Schweiz verschérft und dass davon nicht alle Branchen gleichermassen betroften
sind: Insbesondere im Gesundheitswesen, in der IT-Branche und in den klassischen
Handwerksberufen des Baugewerbes diirfte sich der Fachkréftemangel erheblich
verstérken.53

Die Zuwanderung war in den letzten Jahrzehnten stets eine bedeutende Determi-
nante des Bevolkerungswachstums in der Schweiz. Wihrend der 15 Jahre, die dem
Inkrafttreten der Personenfreiziigigkeit vorangingen (1987-2001), generierte die
Nettozuwanderung ein jahrliches durchschnittliches Bevolkerungswachstum von
0,4 Prozent. Das natiirliche Bevolkerungswachstum (Geburteniiberschuss) belief sich
im selben Zeitraum auf 0,3 Prozent pro Jahr. Insgesamt resultierte daraus ein Bevol-
kerungswachstum von 0,7 Prozent pro Jahr. Wahrend der 15 Jahre unter der Perso-
nenfreiziigigkeit (2002—-2016) erhohte sich das Bevdlkerungswachstum auf durch-
schnittlich 1,0 Prozent pro Jahr. Stirker noch als in den Jahren davor stand dahinter
eine kriftige Nettozuwanderung. Die hohen Wanderungsiiberschiisse induzierten im
Durchschnitt ein Bevolkerungswachstum von 0,8 Prozent pro Jahr. Das natiirliche
Bevolkerungswachstum hat sich im selben Zeitraum verlangsamt.

Die Altersstruktur der stindigen ausldandischen Wohnbevolkerung unterscheidet sich
grundlegend von derjenigen der Schweizerinnen und Schweizer. Bei den Letzteren
wird das Bild von den geburtenstarken Jahrgdngen der Babyboomer-Generation
gepragt. Bevolkerungsstirkste Gruppe sind heute Personen im Alter um die 50; die
nachriickenden Generationen sind deutlich weniger stark besetzt. Zuwanderer sind
demgegeniiber in den Altersgruppen zwischen 30 und 40 Jahren stark {iberpropor-
tional vertreten; in der &lteren Bevdlkerung sind sie hingegen deutlich unterrepré-
sentiert.

Gemiss Bevolkerungsszenarien des BFS (2015) wird die Hohe des Bevolkerungs-
wachstums und die Zunahme der Erwerbsbevolkerung in den néchsten Jahrzehnten
fast ausschliesslich vom Ausmass der Wanderungsbewegungen in diesem Zeitraum

51 Bundesamt fiir Statistik (2015).
52 Eurostat (2017).
53 Wunsch, Conny et al. (2019).
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bestimmt. Die Zuwanderung im Rahmen des FZA ist stark auf den Arbeitsmarkt
fokussiert und hat bisher zu einer Erhéhung der Schweizer Erwerbsbevolkerung
und damit zu einer Entspannung beim Fachkriftemangel gefiihrt. Ein Wegfall des
FZA wiirde die Moglichkeit der Schweizer Wirtschaft, erginzend zum inldndischen
Potenzial auf einen Fachkriftepool im Ausland zuriickgreifen zu kénnen, massiv
erschweren und die negativen Auswirkungen des demografischen Wandels fiir den
Arbeitsmarkt in der Schweiz deutlich verscharfen.

5.2 Auswirkungen von Digitalisierung und
Strukturwandel auf den Schweizer Arbeitsmarkt

Die fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung stellen eine Chance, aber
auch eine Herausforderung fiir Unternehmen und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer dar. Die Schweizer Wirtschaft ist zunehmend auf gut qualifizierte Personen
angewiesen und hat diese in der Vergangenheit ergdnzend auch im Ausland rekru-
tiert. Andererseits ist beim Anteil der Berufe mit mittlerem Anforderungsprofil ein
Riickgang zu beobachten; der Anteil der Berufe mit tiefen Qualifikationsprofilen
stagniert.

Eine Studie aus dem Jahr 201754 zeigt auf, wie sich der Strukturwandel in den
vergangenen 20 Jahren auf die verschiedenen Bereiche des Arbeitsmarkts in der
Schweiz ausgewirkt hat.

Zwischen 1996 und 2015 ist die Beschiftigung in der Schweiz um 19 Prozent ge-
stiegen, von 3,3 auf knapp 4 Millionen Vollzeitdquivalente. Das Wachstum ist dabei
ausschliesslich auf den Dienstleistungssektor zuriickzufiithren. Der Industriesektor
konnte seine Beschiftigung absolut halten, wéhrend die Beschiftigung im Primér-
sektor um 30 Prozent zuriickging. In der Schweiz hat somit der fiir alle OECD-
Léander charakteristische Strukturwandel zur Dienstleistungsgesellschaft weiter an-
gehalten.

Bei den Berufen nahmen Fiihrungstitigkeiten, akademische und qualifizierte nicht-
akademische Berufe stark zu. Der Riickgang von Biiroarbeiten diirfte eine direkte
Folge von Computerisierung und Digitalisierung darstellen. Hinsichtlich der Anfor-
derungsniveaus der Berufe ergibt sich eine starke Verschiebung von Berufen mit
mittleren Anforderungen zu Berufen mit hohen Anforderungen, wéhrend der Anteil
von Berufen mit geringen Anforderungen stagnierte. Die Entwicklung in der
Schweiz dhnelt damit derjenigen in den nord- und westeuropdischen Léndern, mit
dem Unterschied, dass der Beschéftigungsanteil von Berufen mit geringen Anforde-
rungen in der Schweiz nicht gestiegen ist, wihrend er in den Vergleichsldndern
leicht zugenommen hat. Damit ist die Entwicklung in der Schweiz eher durch
eine Erh6hung der Qualifikationsanforderungen und Kompetenzen (sog. Upskilling)
gekennzeichnet als durch eine Polarisierung.

Die Verdnderung der Berufe und Tétigkeiten bringen hdhere Anforderungen an die
Qualifikation der Beschiftigten (im Sinne des Bildungsabschlusses) mit sich. Ana-
lysen der Verdnderungen bei der Qualifikationsstruktur zeigen, dass diese mit den

54 Riitter Soceco (2017).
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hoheren Anforderungen Schritt gehalten hat, indem sie sich stark zu hochqualifizier-
ten Beschiftigten verlagert hat. Lag deren Anteil 1996 noch bei 22 Prozent, so stieg
er bis 2015 auf 38 Prozent. Im Gegenzug fielen der Anteil mittel Qualifizierter von
61 Prozent auf 49 Prozent und der von gering Qualifizierten von 17 Prozent auf
13 Prozent. Diese Tendenz zeigt sich auch fiir fast alle Branchen.

Analysen zeigen auch, dass sich das Schweizer Bildungssystem in einer guten Aus-
gangslage befindet, den aktuellen und erwarteten Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt gerecht zu werden. Jedoch gab es in den letzten Jahren nicht geniigend inlén-
dische Fachkrifte, um die hohe Nachfrage zu befriedigen. Deswegen spielte die
Zuwanderung — ergdnzend zur Héherqualifizierung der ansdssigen Erwerbsbevolke-
rung — in der Schweiz eine sehr wichtige Rolle, um die wachsende Nachfrage nach
hoch qualifizierten und teilweise sehr spezialisierten Arbeitskréften befriedigen zu
konnen. Dank dem FZA waren Schweizer Unternehmen in den letzten Jahren in der
Lage, Fachkrifte, die im Inland zu knapp verfligbar waren, im Ausland zu rekrutie-
ren. Die im Rahmen des FZA zugewanderten Personen verfligten mehrheitlich iiber
gute Qualifikationen, was den Strukturwandel der Schweizer Wirtschaft zu Tatigkei-
ten mit hoher Wertschopfung mit begiinstigt hat. Die kiinftige Ubereinstimmung von
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt héngt entscheidend davon ab, wie gut
es unter anderem mittels gezielter Massnahmen gelingen wird, die Aneignung zu-
kiinftig benétigter Kompetenzen bei der inldndischen Erwerbsbevolkerung zu for-
dern. Zudem wird es eine wichtige Rolle spielen, wie gut es gelingt, fiir Bereiche mit
besonders hohem Bedarf weiterhin hochqualifizierte Personen in die Schweiz zu
holen. Hier ist zudem zu beriicksichtigen, dass insbesondere die westlichen Staaten
in Bezug auf den demografischen Wandel mit einer &hnlichen Entwicklung wie die
Schweiz konfrontiert sind, was die Rekrutierung von Fachkriften aus diesen Staaten
zunehmend erschwert.

5.3 Aktuelle Massnahmen im Zusammenhang mit
Digitalisierung und Strukturwandel

Die Digitalisierung hat einen wesentlichen Einfluss auf den Strukturwandel und das
Wirtschaftswachstum. Gerade fiir ein ressourcenarmes Land wie die Schweiz ist es
wichtig, die Chancen, die sich durch die Digitalisierung ergeben, bestmoglich zu
nutzen. Um Arbeitsplitze und Wohlstand zu sichern, muss die Schweizer Volkswirt-
schaft gut fiir die bestehenden und kommenden Herausforderungen positioniert sein.

Der Bundesrat hat sich in der jiingeren Vergangenheit vertieft mit den Auswirkun-
gen der Digitalisierung auf die Schweizer Volkswirtschaft auseinandergesetzt. Zu
erwihnen sind der Bericht vom 11. Januar 2017 {iber die zentralen Rahmenbedin-
gungen der digitalen Wirtschaft, der Bericht vom 8. November 2017 iiber die Aus-
wirkungen der Digitalisierung auf Beschiftigung und Arbeitsbedingungen oder der
Ergebnisbericht der Umfrage «Digitaler Test» vom 29. August 2018, einer Uberprii-
fung regulatorischer Hindernisse fiir die Digitalisierung.55 Die Berichte kommen
zum Schluss, dass sich die Schweiz in einer guten Ausgangslage befindet, um von

55 Diese Berichte sind zu finden unter www.seco.admin.ch > Wirtschaftslage & Wirtschafts-
politik > Digitalisierung.

5062



BB12019

der Digitalisierung zu profitieren. Der Bundesrat geht davon aus, dass die Digitali-
sierung — wie der bisherige technologische Fortschritt — zu neuen Beschéftigungs-
moglichkeiten und einem gesamtwirtschaftlichen Beschéftigungsanstieg fiihren wird.

Damit die Schweiz die Chancen der Digitalisierung fiir die Beschiftigung bestmog-
lich nutzen kann, sollen die Voraussetzungen weiter verbessert werden. Zwei Ziele
stehen dabei im Fokus: Erstens soll die Bildung noch stérker auf die in der digitalen
Wirtschaft benétigten Kompetenzen und Kenntnisse ausgerichtet werden. Zweitens
muss der Schweizer Arbeitsmarkt weiterhin die fiir die Nutzung der digitalen Trans-
formation notwendige Flexibilitdt aufweisen. Gleichzeitig muss die Absicherung
sozialer Risiken gewahrleistet bleiben.

Der Bundesrat hat am 8. November 2017 folgende Massnahmen beschlossen:

Weiterentwicklung Sozialversicherungsrecht

Das EDI wurde beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem WBF, EJPD und dem EFD
bis Ende 2019 einen Bericht vorzulegen, in dem eine Flexibilisierung im Bereich des
Sozialversicherungsrechts gepriift wird und konkrete Optionen aufgezeigt werden.
Ziel einer allfdlligen Weiterentwicklung des rechtlichen Rahmens ist es, die Starken
der bestehenden Praxis der Qualifikation als selbststidndige oder unselbststandige
Erwerbstitigkeit beizubehalten und zugleich die Rahmenbedingungen fiir die Ent-
stehung innovativer Geschédftsmodelle zu verbessern. Dabei ist aufzuzeigen, wie
Prekarisierungsrisiken und Risiken der Lastenverschiebung auf die Allgemeinheit
und den Bundeshaushalt vermieden werden konnen. Der Bericht wird auch die
Postulate 17.4087 FDP-Liberale Fraktion («Digitalisierung. Ein neuer Status fiir den
Arbeitsmarkt?») und 18.3936 Bruderer Wyss («Plattformunternehmen und Gig
Economy. Bessere Absicherung von selbststéindig Erwerbstétigen») erfiillen.

Weiterentwicklung der Bildung

Es ist zentral, die Ausbildung an die sich im Zuge der digitalen Transformation
verdndernden Anforderungen anzupassen. Dies einerseits, indem vom Arbeitsmarkt
nachgefragte Kompetenzen — etwa im Bereich Digitalisierung — vermittelt werden.
Andererseits gilt es aber vor dem Hintergrund des Strukturwandels auch, das Bil-
dungssystem so auszugestalten, dass Personen, die sich aufgrund von Strukturver-
anderungen in Zusammenhang mit der Digitalisierung in ein anderes Berufsfeld
umqualifizieren miissen, dies moglichst effizient tun konnen. Im Rahmen der Stoss-
richtungen «Ausrichtung der Berufsbildung auf das lebenslange Lernen» sowie
«Flexibilisierung der Bildungsangebote» der Strategie Berufsbildung 2030 wird
darauf hingearbeitet, die Berufsbildung fiir Erwachsene zugénglicher und attraktiver
zu gestalten.

Das WBF hat 2017 die Herausforderungen der Digitalisierung fiir Bildung und
Forschung in der Schweiz untersucht und den «Aktionsplan Digitalisierung im
BFI-Bereich in den Jahren 2019 und 2020» erarbeitet. In acht Aktionsfeldern sind
konkrete Massnahmen geplant. Im Hochschulbereich stellen sich etwa grosse Her-
ausforderungen hinsichtlich wissenschaftlicher Informationsinfrastrukturen, der stén-
digen Weiterentwicklung von Lehr- und Lernformen und Lehrinhalten, der Weiter-
bildung von spezialisierten Fachkréiften sowie der Vermittlung entsprechender
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Anwendungskompetenzen mit digitalen Technologien («Digital Skills») in allen
Fachbereichen. Zur Stirkung der «Digital Skills» in der Lehre fordert die Schweize-
rische Hochschulkonferenz (SHK) in den Jahren 2019 und 2020 Projekte der Hoch-
schulen mittels projektgebundener Beitrige nach dem Hochschulforderungs- und
-koordinationsgesetz vom 30. September 201156 (HFKG). In der Weiterbildung geht
es darum, dass die Beschiftigten den digitalen Anforderungen der Arbeitswelt
gewachsen sind. Der Bundesrat hat dazu zugunsten von geringqualifizierten und
insbesondere dlteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf Anfang 2018 einen
Forderschwerpunkt zur Unterstiitzung von Weiterbildungen am Arbeitsplatz im
Bereich von Grundkompetenzen eingefiihrt. Die Digitalisierung wird ein Thema der
BFI-Botschatft fiir die Jahre 2021-2024 sein.

Bestehende Datenliicken

Angesichts der verschiedenen Ungewissheiten im Zusammenhang mit der Digitali-
sierung wurde beschlossen, in zwei Bereichen Datenliicken zu schliessen: Erstens
hat das BFS in Zusammenarbeit mit dem SECO und dem Bundesamt fiir Sozialver-
sicherungen (BSV) per 2019 ein Zusatzmodul zu den neuen Arbeitsformen fiir die
Schweizerische Arbeitskréfteerhebung SAKE entwickelt. Die Ergebnisse werden im
kommenden Jahr vorliegen. Zweitens wird die Schweiz an der OECD-Erhebung
iber die Kompetenzen von Erwachsenen (PIAAC)57 teilnehmen.

Monitoring

Das SECO und das BSV wurden beauftragt, zusammen ein Monitoring der Auswir-
kungen des digitalen Wandels auf den Arbeitsmarkt durchzufithren und dem Bun-
desrat dazu bis Ende 2021 Bericht zu erstatten. Die Resultate des Monitorings sollen
alle fiinf Jahre in einem Bericht zusammengefasst werden und eine Gesamtschau
ermoglichen.

Die Digitalisierung bietet Chancen fiir die Schweizer Wirtschaft und Gesellschaft.
Mit den zuvor genannten Massnahmen sollen diese Chancen optimal genutzt und die
inléndische Erwerbsbevolkerung unter anderem im Hinblick auf die zukiinftigen
Herausforderungen gefordert werden. Aufgrund der Digitalisierung und der zuneh-
mend schrumpfenden Erwerbsbevolkerung in der Schweiz wird die Schweizer Wirt-
schaft auch in Zukunft auf ausldndische Fachkrifte angewiesen sein. Damit das
Potenzial und die Konkurrenzfihigkeit der inldndischen Arbeitskréfte weiter erhoht
und die soziale Sicherheit gestirkt werden kann, sind zusétzliche wirtschafts- und
sozialpolitischen Massnahmen sinnvoll. Diese Massnahmen sind in Ziffer 6.2 dar-
gestellt.

56 SR 414.20
57 Programme for the International Assessment of Adult Competencies.
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6 Auslinderrechtliche, arbeitsmarktliche sowie
wirtschafts- und sozialpolitische Massnahmen

Die ausldnderrechtlichen und arbeitsmarktlichen Steuerungsmoglichkeiten sind im
Rahmen der Personenfreiziigigkeit beschriankt. Die bestehenden Instrumente im Be-
reich flankierender Massnahmen sowie im Auslédnderbereich werden deshalb konse-
quent genutzt. Bereits bestechende Massnahmen sind in Ziffer 6.1 dargestellt.

Am 15. Mai 2019 hat der Bundesrat weitere wirtschafts- und sozialpolitische Mass-
nahmen beschlossen, um die Konkurrenzfahigkeit der inldndischen Arbeitskrifte zu
sichern und die soziale Sicherheit zu starken. Diese zusitzlichen Massnahmen sind
in Ziffer 6.2 dargestellt.

6.1 Bereits getroffene Massnahmen
6.1.1 Massnahmen im Bereich des FZA
6.1.1.1 Schutz der Lohn- und Arbeitsbedingungen,

flankierende Massnahmen

Mit der schrittweisen Einfiihrung der Personenfreiziigigkeit ging der Verzicht auf
die vorgédngigen Kontrollen der Einhaltung der tiblichen Arbeits- und Lohnbedin-
gungen als Voraussetzung zur Erteilung einer Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung
ab 1. Juni 2004 einher. Wegen der Befiirchtung, die einheimischen Arbeitskréfte
konnten verdrangt werden und die Lohne unter Druck kommen, wurden flankieren-
de Massnahmen (FlaM) eingefiihrt. Deren Ziel ist es, einerseits die missbrauchliche
Unterbietung der Schweizer Arbeits- und Lohnbedingungen zu verhindern und
andererseits faire Wettbewerbsbedingungen fiir die in- und ausldandischen Unter-
nehmen zu gewéhrleisten.

Die FlaM umfassen heute im Wesentlichen das Entsendegesetz vom 8. Oktober
199958 (EntsG), die erleichterte Allgemeinverbindlicherkldrung der Gesamtarbeits-
vertrige gemidss dem Bundesgesetz vom 28. September 195659 iiber die Allgemein-
verbindlicherkldarung von Gesamtarbeitsvertragen (GAV) und den Erlass von Nor-
malarbeitsvertragen (NAV). Sie sehen eine Beobachtung des Arbeitsmarktes sowie
gezielte Kontrollen der Arbeits- und Lohnbedingungen bei Schweizer Arbeitgebern,
bei ausldndischen Unternehmen, die Arbeitskrifte in die Schweiz entsenden, sowie
bei meldepflichtigen selbststindigen Dienstleistungserbringern vor.

Die Umsetzung der FlaM wurde ferner bewusst dezentral ausgestaltet: Die kantona-
len tripartiten Kommissionen beobachten den Schweizer Arbeitsmarkt und kontrol-
lieren dazu in- und ausléndische Betriebe. Stellen sie wiederholte missbréuchliche
Unterbietungen der orts- und brancheniiblichen Lohne fest, kdnnen sie den befriste-
ten Erlass von Mindestlohnen vorschlagen. In Branchen mit allgemeinverbindlich
erklarten Gesamtarbeitsvertragen kontrollieren die paritdtischen Kommissionen in-
und ausléndische Betriebe auf die Einhaltung des Gesamtarbeitsvertrages hin. Dank

58 SR 823.20
59 SR 221.215.311
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dem dezentralen Aufgaben kann den spezifischen Risiken der einzelnen Regionen
und Branchen in der Schweiz Rechnung getragen werden kann.

Seit der Einfilhrung der FlaM im Jahr 2004 hat das System zahlreiche Weiterent-
wicklungen erfahren. So wurden sukzessive die Kontroll- und Sanktionsinstrumente
(bspw. Erhéhung von Sanktionen) erweitert, um bestehende Mingel zu beheben.
Gleichzeitig wurde die Kontrollaktivitit ausgebaut und der Vollzug laufend den
Bediirfnissen der Praxis angepasst. In den letzten Jahren lag der Fokus hauptsichlich
auf der Verbesserung der Qualitdt und der Wirksamkeit der Kontrolltitigkeit im
Rahmen der FlaM, indem die Risikobasierung der Kontrolltitigkeit gestérkt wurde.
Heute wirkt dieses Dispositiv gezielt und effizient.

Bund, Kantone und Sozialpartner wirken dabei gemeinsam auf die Bekdmpfung von
Missbrauchen auf dem Schweizer Arbeitsmarkt hin. Dank den gemeinsamen Bemii-
hungen aller beteiligten Akteure werden faire Lohn- und Arbeitsbedingungen fiir die
in- und ausléndische Bevdlkerung und ein fairer Wettbewerb fiir in- und auslandi-
sche Dienstleistungserbringer garantiert.

6.1.1.2 Aufenthaltsrechtliche Massnahmen

Zulassungsbeschrinkungen im Rahmen des FZA

Das FZA sieht im Rahmen der Ubergangsregelung die Mdglichkeit zur Anrufung
einer besonderen Schutzklausel — der sogenannten Ventilklausel — vor (Art. 10
Abs. 4 FZA). Diese kann angerufen werden, wenn die Zuwanderung von Arbeits-
kriften in einem bestimmten Jahr das Mittel der letzten drei Jahre um mehr als
10 Prozent liberschreitet. In diesem Fall kann die Zuwanderung von Arbeitskriften
filir die néchsten zwei Jahre auf den Durchschnitt der letzten drei Jahre plus 5 Pro-
zent beschrankt werden. Der Bundesrat hat in der Vergangenheit mehrmals von
dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht: Die EU-17-Staaten®? waren der Ventilklausel
zwischen dem 1. Juni 2013 und dem 31. Mai 2014 unterstellt. Auch gegeniiber
den EU-8-Staaten®! wurde die Ventilklausel angerufen: Zwischen dem 1. Mai 2012
und dem 30. April 2014 waren ihre Aufenthaltsbewilligungen kontingentiert. Am
10. Mai 2017 hat der Bundesrat zudem entscheiden, die Ventilklausel gegeniiber den
EU-2-Staaten%2 anzurufen. Bis am 31. Mai 2019 galten deshalb Hochstzahlen fiir
Arbeitskréfte aus diesen Staaten.

Momentan gelten nur noch fiir kroatische Staatsangehdrige Zugangsbeschriankungen
zum Schweizer Arbeitsmarkt. Der Bundesrat hat am 7. Dezember 2018 beschlossen,
die Ubergangsphase der Erweiterung der Personenfreiziigigkeit auf Kroatien bis
Ende 2021 zu verlingern. Wihrend dieser Ubergangsphase gelten deshalb weiterhin
besondere Bedingungen fiir die Zulassung zur Erwerbstitigkeit in der Schweiz.

60 Belgien, Didnemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien,
Luxemburg, Niederlande, Spanien, Osterreich, Portugal, Schweden und Vereinigtes
Konigreich, Malta und Zypern.

61 Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn.

62 AS 20173093
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Allgemeine Schutzklausel des FZA

Gemiss Artikel 14 Absatz 2 FZA kann bei schwerwiegenden wirtschaftlichen oder
sozialen Problemen der Gemischte Ausschuss auf Verlangen einer Vertragspartei
zusammentreten, um geeignete Abhilfemassnahmen im Rahmen der allgemeinen
Schutzklausel zu priifen. Bis heute wurde diese allgemeine Schutzklausel des FZA
noch nie angerufen.

Massnahmenpaket FZA des Bundesrates

Das Massnahmenpaket FZA des Bundesrates vom 24. Februar 2010 enthélt Mass-
nahmen gegen missbrauchliche Beziige von Sozialleistungen sowie gegen Lohn-
und Sozialdumping sowie Zulassungsvoraussetzungen. Die Umsetzung der Mass-
nahmen wurde im Bericht des Bundesrates vom 22. September 2015 in Erfiillung
des Postulats 13.3597 Amarelle beschrieben.63

Vollzugsverbesserungen FZA

Das FZA gewidhrt EU-Staatsangehorigen in der Schweiz einen Rechtsanspruch,
ihren Arbeitsplatz und Wohnort frei zu wéhlen — wenn sie die entsprechenden Vor-
aussetzungen erfiillen. Das FZA bietet jedoch kein Aufenthaltsrecht, wenn ein Miss-
brauch vorliegt. Am 1. Juli 2018 sind deshalb Massnahmen zu den Vollzugsverbes-
serungen beim FZA in Kraft getreten.

Es wird bestimmt, wann EU/EFTA-Staatsangehorige bei der Aufgabe der Erwerbs-
tatigkeit infolge unfreiwilliger Arbeitslosigkeit in der Schweiz ihr Aufenthaltsrecht
verlieren. Der Zeitpunkt des Erloschens des Aufenthaltsrechts von EU/EFTA -Staats-
angehorigen bei einem unfreiwilligen Stellenverlust im Zusammenhang mit der
Arbeitnehmereigenschaft wurde prézisiert (Art. 61a AIG):

—  Gibt eine Person mit einer Kurzaufenthaltsbewilligung EU/EFTA oder einer
Aufenthaltsbewilligung EU/EFTA ihre Erwerbstétigkeit wahrend der ersten
zwOlf Monate ihres Aufenthalts in der Schweiz unfreiwillig auf, so verliert
sie ihr Aufenthaltsrecht sechs Monate nach der Aufgabe der Erwerbstétigkeit
oder nach Beendigung der Zahlungen der Arbeitslosenversicherung, falls
diese ldnger als sechs Monate ausbezahlt werden. Innerhalb dieser Fristen ist
sie von der Sozialhilfe ausgeschlossen.

—  Gibt eine Person mit einer Aufenthaltsbewilligung EU/EFTA ihre Erwerbs-
tatigkeit nach den ersten zwolf Monaten ihres Aufenthalts in der Schweiz
unfreiwillig auf, behilt sie ihre Arbeitnehmereigenschaft wihrend der sechs
Monate nach Aufgabe der Erwerbstitigkeit oder wéhrend der sechs Monate
nach Beendigung der Zahlungen der Arbeitslosenversicherung. Innerhalb
dieser Fristen kann sie nicht von der Sozialhilfe ausgeschlossen werden.

Stellensuchende sowie deren Familienangehdrigen werden neu explizit vom Sozial-
hilfebezug ausgeschlossen (Art. 29a AIG).

Mit den neu eingefiihrten Vollzugsverbesserungen im Rahmen des FZA sollen die
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Behdrden optimiert und mogliche
problematische Entwicklungen aufgefangen werden.

63 www.parlament.ch > 13.3597 > Bericht in Erfiillung des parlamentarischen Vorstosses
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6.1.2 Massnahmen im Rahmen des AIG

Das AIG regelt die Zulassung von Drittstaatsangehdrigen. Es ist von der Begren-
zungsinitiative nicht direkt tangiert. Mit der Revision vom 15. August 201864, in
Kraft getreten am 1. Januar 2019, wurden die Integrationsanforderungen fiir Dritt-
staatsangehorige erhoht und Massnahmen getroffen, um insbesondere die Erwerbs-
tatigkeit von Fliichtlingen und vorldufig Aufgenommenen zu erhéhen. Die wich-
tigsten Anderungen sind folgende:

Anerkannte Fliichtlinge und vorldufig Aufgenommene kénnen nach einer Meldung
an die Arbeitsmarktbehdrden eine Erwerbstétigkeit, auch ausserhalb des Wohn-
kantons, aufnehmen.65 Konkret kdnnen anerkannte Fliichtlinge und vorldufig Auf-
genommene unmittelbar nach der Meldung die Erwerbstitigkeit aufnehmen; die
Betriebe miissen nicht mehr auf eine Bewilligung warten. Das schafft einen leichte-
ren Zugang zu einer Erwerbstitigkeit und entlastet die Arbeitgeber. Damit wird
das inldndische Arbeitskriftepotenzial gefordert, und Ausgaben fiir die Sozialhilfe
werden reduziert.

Weiter sind die Integrationskriterien auf Verordnungsebene konkretisiert worden,
die bei ausldnderrechtlichen Entscheiden beriicksichtigt werden. So sind Sprach-
kompetenzen festgelegt worden, die fiir eine Erteilung und Verldngerung einer
Bewilligung gefordert sind. Dabei steigen die Anforderungen, je mehr Rechte mit
einem ausldnderrechtlichen Status verbunden sind. Damit ist der Anspruch und der
Anreiz verbunden, eine lokale Landessprache zu erlernen und bereits bestehende
Sprachkenntnisse fortlaufend zu verbessern, was die Chancen beim Zugang zu einer
Ausbildung und zur Erwerbsarbeit erhoht.

Ausserdem sind die vom Parlament beschlossenen Massnahmen flir Auslédnderinnen
und Auslénder, die ungeniigend zu ihrer Integration beitragen, konkretisiert worden.
So konnen die zustindigen Migrationsbehdrden eine Aufenthaltsbewilligung mit
einer Integrationsvereinbarung verbinden und damit den betroffenen Personen
aufzeigen, was von ihnen erwartet wird. Diese Integrationsvereinbarungen sind
verbindlich, und deren Nichteinhaltung kann sanktioniert werden. Werden die Inte-
grationskriterien nicht erfiillt, so kann eine Riickstufung von einer Niederlassungs-
bewilligung (Ausweis C) auf eine Aufenthaltsbewilligung (Ausweis B) erfolgen.
Damit verfiigen die zustindigen Behorden iiber ein Instrument, um die Integration
im Bedarfsfall verbindlich einzufordern.

Mogliche zusdtzliche Massnahmen im Rahmen des Postulats 17.3260

Am 8. Juni 2017 hat der Stinderat das Postulat 17.3260 der SPK-S «Kompetenzen
des Bundes im Bereich der Sozialhilfe fiir Ausldnderinnen und Auslénder aus Dritt-
staaten» angenommen. Fiir die Ausgestaltung und Ausrichtung der Sozialhilfe an
auslidndische Personen sind grundsétzlich die Kantone zustéindig. Die Regelungs-
befugnisse des Bundes in Bezug auf die Sozialhilfe im Auslénderbereich sind be-
schrinkt. Es sind nur punktuelle Eingriffe moéglich. Umfassende Kompetenzen des

64 AS 20183171
65 Vgl. Art. 61 Abs. 2 des Asylgesetzes vom 26. Juni 1998 (AsylG), SR 142.31, fiir Fliicht-
linge und Art. 85a Abs. 2 AIG fiir vorldufig aufgenommene Personen.
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Bundes bestehen jedoch bei der Regelung des Aufenthalts, der die Voraussetzung
fiir die Ausrichtung von Sozialhilfe durch die Kantone ist.

Im Bericht des Bundesrats zum Postulat 17.3260 werden deshalb Handlungsoptio-
nen aufgezeigt, die in erster Linie mdgliche Verscharfungen der bestehenden Rege-
lungen sowie priventive Regelungen im Bereich des Ausldnder- und Integrations-
rechts sowie des Biirgerrechts betreffen.

Der Bundesrat hat das EJPD beauftragt, die im Bericht enthaltenen Handlungsoptio-
nen im Rahmen einer Gruppe von Expertinnen und Experten, insbesondere mit den
kantonalen Vollzugsbehdrden, beziiglich der Auswirkungen und der Praktikabilitét
zu priifen und anschliessend dem Bundesrat iiber die Ergebnisse Bericht zu erstatten
und einen Vorschlag zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten.

6.1.3 Einfiihrung Stellenmeldepflicht

Am 16. Dezember 2016 hat das Parlament das Ausfithrungsgesetz zu Artikel 121a
BV mit der Einfithrung einer Stellenmeldepflicht verabschiedet.5¢ Es hat sich be-
wusst fiir eine Regelung entschieden, die mit dem Personenfreiziigigkeitsabkommen
Schweiz-EU (FZA) vereinbar ist. Gegen das Gesetz wurde das Referendum nicht
ergriffen. Mit den am 8. Dezember 2017 verabschiedeten Verordnungséinderungen
hat sich der Bundesrat am Parlament orientiert und sich ebenfalls fiir eine mit dem
FZA vereinbare Umsetzung ausgesprochen. Mit Inkrafttreten dieser Anderungen per
1. Juli 201867 wurde der Gesetzgebungsprozess zur Umsetzung von Artikel 121a
BV formell abgeschlossen.

Die Stellenmeldepflicht gilt seit dem 1. Juli 2018. Bis am 31. Dezember 2019 gilt
die Stellenmeldepflicht fiir Berufsarten mit einer Arbeitslosenquote von mindestens
8 Prozent; ab dem 1. Januar 2020 wird der Schwellenwert auf 5 Prozent gesenkt. Die
Ubergangsphase ermdglicht es den Arbeitgebern und den Kantonen, ihre Prozesse
und Ressourcen zur Bearbeitung der meldepflichtigen Stellen sowie ihre Zusam-
menarbeit an die neue Regelung anzupassen.

Arbeitgeber sind verpflichtet, alle zu besetzenden Stellen in Berufsarten, in denen
die Arbeitslosenquote den Schwellenwert erreicht oder {ibersteigt, den regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) zu melden.

Die meldepflichtigen Stellen unterliegen einer Publikationssperrfrist. Diese beginnt
am ersten Arbeitstag nach der Aufschaltung der gemeldeten Stelle und dauert fiinf
Arbeitstage. Damit erhalten inlédndische Stellensuchenden einen zeitlichen Vor-
sprung auf dem Stellenmarkt, den sie nutzen kdnnen, um sich rasch und aus eigener
Initiative auf die freien Stellen zu bewerben.

66 Bundesgesetz vom 16. Dez. 2016 (Steuerung der Zuwanderung und Vollzugsverbesse-
rungen bei den Freiziigigkeitsabkommen), in Kraft seit 1. Juli 2018; AS 2018 733;
BBI12016 8917.

67 AS 2018 841 845
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Erste Auswertungen zeigen, dass der Start der Stellenmeldepflicht insgesamt erfolg-
reich verlaufen ist. In den Monaten nach der Einfiihrung der Stellenmeldepflicht
wurden geméss SECO jeweils zwischen 25 000 und 35 000 offene Stellen gemeldet.
Vor Einfithrung der Stellenmeldepflicht betrug dieser Wert rund 10 000 Meldungen.
Bei den meldepflichtigen Berufen versechsfachte sich die Anzahl der gemeldeten
Stellen — von knapp 3000 auf gut 18 000 Meldungen. Im Herbst 2019 soll ein erster
umfassender Monitoringbericht verdffentlicht werden.

Fiir aussagekriftige Wirkungsresultate ist eine langere Laufzeit der Massnahme un-
erlédsslich. Ergebnisse aus einer ersten Wirkungsevaluation werden deshalb frithes-
tens im Herbst 2020 vorliegen.

6.1.4 Massnahmen zur Ausschopfung des inlindischen
Arbeitskriiftepotenzials

Das Ausfiihrungsgesetz zu Artikel 121a BV zur besseren Nutzung inléndischer Ar-
beitskriftepotenziale in Berufsarten mit hoher Arbeitslosigkeit (Stellenmeldepflicht,
Ziff. 6.1.3) erginzt das Massnahmenpaket, das im Rahmen der Fachkrifteinitiative
(FKI) fiir Arbeitskrifte in Mangelberufen lanciert wurde. Die Massnahmen der FKI
haben zum Ziel, den Fachkridftemangel zu lindern und die Abhéngigkeit von aus-
landischen Fachkriften zu reduzieren, indem das inlédndische Arbeitskriftepotenzial
besser erschlossen und ausgeschopft wird. Die Massnahmen werden in vier Hand-
lungsfeldern umgesetzt:

—  Nach- und Hoherqualifizierung entsprechend den Bediirfnissen des Arbeits-
marktes;

—  Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie;

—  Schaffung guter Bedingungen zur Erwerbstétigkeit bis zum Rentenalter und
dariiber hinaus;

—  Forderung von Innovationen zur Entschérfung der Fachkréfteknappheit auf-
grund hoherer Produktivitt.

6.2 Zusitzliche Massnahmen

Damit die Personenfreiziigigkeit auch kiinftig nicht zu einer Verdrangung, sondern
zu einer Ergénzung der inlédndischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fiihrt,
hat der Bundesrat am 15. Mai 2019 weitere wirtschafts- und sozialpolitischen Mass-
nahmen beschlossen:

—  Forderung des inldndischen Potenzials durch Massnahmen zur Aus- und
Weiterbildung und zur Verbesserung der Wiedereingliederung von schwer
vermittelbaren Arbeitslosen und Ausgesteuerten mit Fokus auf éltere Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer (vgl. Ziff. 6.2.1);
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—  Forderung des inlédndischen Potenzials durch die gezielte Heranfiihrung von
bestimmten Ausldndergruppen mit langerfristiger Bleibeperspektive an die
Berufsbildung und den Arbeitsmarkt (vgl. Ziff. 6.2.2);

— soziale Abfederung des gestiegenen Wettbewerbs auf dem Arbeitsmarkt
durch die Einfithrung einer Uberbriickungsleistung fiir ausgesteuerte iltere
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in finanziell bescheidenen Verhéltnis-
sen (vgl. Ziff. 6.2.3).

Diese Massnahmen werden in den folgenden Kapiteln detaillierter ausgefiihrt.

6.2.1 Konkurrenzfihigkeit von ilteren Arbeitskriiften
sichern

Trotz ihrem relativ tiefen Arbeitslosigkeitsrisiko haben iiber 50-Jéhrige, die ihre
Arbeit verlieren, ein iiberdurchschnittliches Risiko, ausgesteuert zu werden. Das
Risiko, im Verlauf von drei Jahren nach Eintritt der Arbeitslosigkeit ausgesteuert zu
werden, lag 2015 mit 31 Prozent deutlich iiber jenem fiir unter 35-Jahrige (18 Pro-
zent) und auch iiber dem Durchschnitt fiir alle Altersgruppen (23 Prozent). Gleich-
zeitig ist es im Hinblick auf die verstdrkte Nutzung des inldndischen Potenzials
aufgrund des sich infolge des demografischen Wandels und der Digitalisierung
(Strukturwandel) verschiarfenden Fachkréiftebedarfs von grosser Bedeutung, dass
dltere Arbeitslose und Ausgesteuerte vermehrt in den Arbeitsmarkt integriert werden
konnen. Um die Konkurrenzfahigkeit dieser Zielgruppe zu stirken und die Wieder-
eingliederung zu verbessern, sind die folgenden Massnahmen in den Bereichen Aus-
und Weiterbildung sowie Vermittlung vorgesehen.

Kostenlose Standortbestimmung, Potenzialanalyse und Laufbahnberatung
fiir Erwachsene iiber 40 Jahre

Die Verdnderungen des Arbeitsmarktes fordern von Arbeitnehmenden eine aktive
Laufbahngestaltung mit regelmédssigen Standortbestimmungen und lebenslangem
Lernen, damit sie auch unter kompetitiveren Bedingungen konkurrenzféhig bleiben.
Der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB) kommt als Anlaufstelle von
Erwachsenen in beruflichen Verdnderungssituationen zunehmende Systemrelevanz
zu. Deshalb haben sich Bund und Kantone im Rahmen der Initiative «Berufsbildung
2030» eine moglichst einheitliche Versorgung von Erwachsenen (und Jugendlichen)
mit grundlegenden Dienstleistungen der BSLB in den Kantonen zum Ziel gesetzt.

Altere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer standen bisher nicht im Fokus der
BSLB. Erwachsene ab 40 Jahren nehmen selten Angebote der Standortbestimmung,
Potenzialanalyse und Laufbahngestaltung in Anspruch, obwohl dies zu diesem Zeit-
punkt der Erwerbskarriere im Sinne der Pravention besonders wichtig wire. Deshalb
ist ein gezielter Angebotsausbau der BSLB fiir diese Zielgruppe angezeigt.

Gestiitzt auf die Evaluation von ein- bis zweijéhrigen Pilotversuchen in einzelnen
Kantonen (2020/2021) soll ein Programm fiir die Jahre 2021-2024 entwickelt wer-
den, welches eine kostenlose Standortbestimmung, Potenzialanalyse und Laufbahn-
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beratung fiir Erwachsene ab 40 Jahren ermdglicht und von den Kantonen im Rah-
men von Programmvereinbarungen umgesetzt wird.

Berufsabschluss fiir Erwachsene; Anrechnung von Bildungsleistungen

Im Hinblick auf eine verstirkte Nutzung aller Potenziale im Bildungssystem sollen
Erwachsene effizient zu einem Berufsabschluss gelangen konnen. Die rechtlichen
Grundlagen zur Anrechnung von Bildungsleistungen sind vorhanden,%® die Umset-
zung des rechtlichen Auftrags geschieht jedoch schweizweit sehr heterogen und
lickenhatft.

Das SBFI hat im Dezember 2018 einen Leitfaden zur Anrechnung von Bildungsleis-
tungen publiziert. Im Rahmen der Initiative «Berufsbildung 2030» haben sich die
Verbundpartner die Umsetzung der Anrechnung von Bildungsleistungen in der
beruflichen Grundbildung zum Ziel gesetzt.

Im Rahmen eines auf finf Jahre befristeten Projekts sollen die Voraussetzungen fiir
eine schweizweite Umsetzung der Anrechnung von Bildungsleistungen in der beruf-
lichen Grundbildung geschaffen werden. Das Projekt beinhaltet insbesondere die
Entwicklung und Umsetzung eines Schulungsmoduls fiir Fachpersonen, den Aufbau
der Strukturen in den Kantonen, die Promotion der Angebote und die Sensibilisie-
rung der Trigerschaften. Zudem ist im Sinne eines Anreizes vorgesehen, dass der
Bund den Trégerschaften eine Pauschale fiir die Erstellung von Anrechnungsemp-
fehlungen entrichtet.

Anspruch auf zusdtzliche Arbeitsmarktintegrationsmassnahmen
(Coaching, Beratung, Mentoring etc.) fiir schwer vermittelbare Arbeitslose
(Fokus auf dltere Arbeitslose)

Schwer vermittelbare und insbesondere dltere Arbeitslose haben in Bezug auf die
Dienstleistungen der RAV (Beratung, Arbeitsmarktintegrationsmassnahmen) beson-
dere Bediirfnisse. Damit diese Personen vermehrt wieder in den Arbeitsmarkt inte-
griert werden koénnen, miissen die Kompetenzen und Angebote der Vollzugsorgane
in diesem Bereich gestéirkt werden.

Das SECO wird im Rahmen eines dreijéhrigen Impulsprogramms massgeschnei-
derte Zusatzmassnahmen (Coaching, Beratung, Mentoring etc.) fiir schwer vermit-
telbare Arbeitslose ermdglichen. Im Fokus stehen taggeldbeziehende Personen iiber
50 Jahren, die seit Monaten im RAV gemeldet sind und keine Stelle gefunden haben.

Erleichterter Zugang fiir ausgesteuerte Personen iiber 60 zu Bildungs-
und Beschdftigungsmassnahmen

Nach geltendem Recht kdnnen Ausgesteuerte wihrend zwei Jahren nach Ablauf der
Rahmenfrist fiir den Leistungsbezug keine arbeitsmarktlichen Massnahmen besu-
chen.®® Nach Ablauf der zweijédhrigen Wartefrist konnen sie als Nichtleistungsbe-
ziehende innerhalb einer zweijdhrigen Frist wihrend lidngstens 260 Tagen aufgrund

68 Vgl. Art. 9 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 13. Dez. 2002 (BBG); SR 412.10.

69 Vgl. Art. 59d Abs. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes vom 25. Juni 1982 (AVIG);
SR 837.0; 1. V. m. Art. 82 der Arbeitslosenversicherungsverordnung vom 31. Aug. 1983
(AVIV); SR 837.02.

5072



BB12019

eines Entscheids der zustindigen Amtsstelle Bildungs- und Beschiftigungsmass-
nahmen besuchen.

Die Situation ausgesteuerter Personen konnte verbessert werden, indem die zweijéh-
rige Wartefrist gestrichen und Ausgesteuerten iiber 60 Jahren direkt nach Ablauf der
Rahmenfrist fiir den Leistungsbezug der Besuch von Bildungs- und Beschiftigungs-
massnahmen als Nichtleistungsbeziehende erméglicht wird.

Im Rahmen eines Pilotprojekts soll gemiss Artikel 75a AVIG eine Anpassung der
entsprechenden gesetzlichen Grundlage gepriift werden. Das Pilotprojekt ist zeitlich
begrenzt und wird begleitend evaluiert. Bei positivem Evaluationsresultat und falls
eine definitive Einfithrung als sinnvoll erachtet wird, kann der Bundesrat die Mass-
nahme gemiss Artikel 75b AVIG auf hochstens vier Jahre befristet einfithren. Wéh-
renddessen wiirden die benétigten gesetzlichen Grundlagen geschaffen.

6.2.2 Verstirkung der Erwerbsintegration bereits
anwesender Ausliinderinnen und Ausléinder
(Auslinder- und Integrationsgesetz)

Personen, die nicht zum Erwerb oder zur Ausbildung in die Schweiz zuwandern,
stehen teilweise vor grossen Herausforderungen, ihre Arbeits- und Fachkréftepoten-
ziale auf dem Schweizerischen Arbeitsmarkt geltend zu machen. Diese Personen
kommen vornehmlich iiber den Asylbereich und im Familiennachzug in die Schweiz
und verbleiben grosstenteils ldngerfristig in der Schweiz. Sie weisen ein erhohtes
Sozialhilferisiko auf, was insbesondere auf ihren Ausbildungsstand zuriickzufiihren
ist. Dieser Herausforderung wird ergénzend unter anderem zur Integrationsagenda
Schweiz (IAS) mit zwei zusitzlichen Massnahmen begegnet.

Massnahme «Pilotprogramm Integrationsvorlehre (INVOL) intensivieren und
fiir Personen aus EU/EFTA- sowie Drittstaaten ausserhalb des Asylbereichs offnen»

Im Pilotprogramm «Integrationsvorlehre (INVOL 2018-2021)», das der Bundesrat
am 18. Dezember 2015 beschlossen hat, werden seit August 2018 rund 1000 geeig-
nete und motivierte anerkannte Fliichtlinge und vorldufig Aufgenommene gezielt auf
eine Berufslehre vorbereitet. Die INVOL ist ein partnerschaftliches Programm, das
mit den interessierten Branchen- und Berufsverbanden sowie den Kantonen gemein-
sam entwickelt wurde.

Das Programm ist gemdss ersten Erkenntnissen erfolgreich angelaufen. Einzelne
Kantone haben das Programm bereits erfolgreich fiir Jugendliche und junge Erwach-
sene ausserhalb des Asylbereichs gedffnet (ausschliesslich kantonsfinanziert). Die
INVOL soll vor diesem Hintergrund verldngert, gezielt angepasst und intensiviert
werden: Erstens soll das Programm ab dem Ausbildungsjahr 2021/22 auf spét zuge-
wanderte Jugendliche und junge Erwachsene ausserhalb des Asylbereichs ausge-
weitet werden, namentlich auf Personen, die im Familiennachzug aus EU/EFTA-
sowie aus Drittstaaten zuwandern und die ein erhdhtes Sozialhilferisiko aufweisen.
Zweitens soll das Pilotprogramm bis Ende Ausbildungsjahr 2023/2024 verldngert
werden. Drittens soll die INVOL auf weitere Berufsfelder mit Arbeits- und Fach-
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kraftemangel ausgedehnt werden. Schliesslich sollen viertens INVOL-Plitze in der
Bundesverwaltung geschaffen werden.

Massnahme «Pilotprogramm Nachhaltigen Zugang zum ersten Arbeitsmarkt
fiir schwer vermittelbare vorliufig Aufgenommene und Fliichtlinge mit finanziellen
Zuschiissen sicherstelleny

Mit diesem neuen Pilotprogramm sollen die Eingliederungschancen von schwer ver-
mittelbaren Personen durch finanzielle Zuschiisse an Arbeitgeber erhoht werden. Sie
sind nicht Bestandteil der IAS.

Zielgruppe sind vorldufig Aufgenommene (VA) und Fliichtlinge (FL), bei denen
nach erfolgter Potenzialabkldrung bzw. nach der Teilnahme an Sprachkursen und
beruflichen Qualifizierungsprogrammen mit Einsdtzen im ersten Arbeitsmarkt
festgestellt wird, dass sie mittelfristig oder dauerhaft erschwert vermittelbar sind und
eine Integration «on the job» angezeigt ist. Hingegen ist nicht vorgesehen, die finan-
ziellen Zuschiisse auf breiter Basis einzusetzen fiir VA und FL, die potenziell
arbeitsmarkt- oder bildungsfahig sind, jedoch noch keine Arbeitsmarkterfahrungen
sammeln konnten. Das dreijdhrige Pilotprogramm (2021-2023) soll partnerschaft-
lich entwickelt und finanziert werden. Es orientiert sich am Instrument der Ein-
arbeitungszuschiisse, welches bereits im Bereich der Arbeitslosen- und Invaliden-
versicherung erfolgreich eingesetzt wird, und soll pro Jahr durchschnittlich 300 VA/
FL-Personen erreichen, deren Arbeitsmarktfihigkeit noch nicht dem vollen bran-
cheniiblichen Lohn entspricht. Die finanziellen Zuschiisse an die Arbeitgeber sollen
iber einen mehrmonatigen Zeitraum abgestuft ausbezahlt werden und mit zuneh-
mender Arbeitsmarktfdhigkeit sinken. Das Ziel ist immer der Abschluss eines ldn-
gerfristigen Arbeitsvertrags, wo ndtig in Verbindung mit einer geeigneten Qualifi-
zierung.

6.2.3 Uberbriickungsleistung fiir iltere Arbeitslose

Das Risiko einer Person iiber 50 Jahren, arbeitslos zu werden, ist nicht hoher als das
Risiko jlingerer Personen. Wenn éltere Personen aber arbeitslos werden, ist es fiir sie
in vielen Féllen schwierig, wieder eine neue Stelle zu finden. Anders als die Jugend-
arbeitslosigkeit, die in den meisten Fillen von kurzer Dauer ist, stellt die Langzeit-
arbeitslosigkeit und entsprechend auch die Aussteuerung fiir die Gruppe der iiber
50-jéhrigen Arbeitslosen ein grosses Risiko dar. Die Sozialhilfequote steigt bei den
dlteren Personen schneller an als bei den jiingeren Personen. Die Anzahl élterer
Sozialhilfebeziehender nahm in den letzten Jahren stirker zu als der Anteil dieser
Personen in der gesamten Bevolkerung und ist deshalb nur zum Teil auf die demo-
grafische Alterung der Bevdlkerung zuriickzufiihren.

Personen in bescheidenen finanziellen Verhéltnissen, deren Anspruch auf Arbeits-
losenentschddigung wenige Jahre vor dem Rentenalter erlischt, sehen sich zwischen
dem Zeitpunkt der Aussteuerung und der Erreichung des ordentlichen AHV-Ren-
tenalters mit einer Liicke im Sozialversicherungssystem konfrontiert. Es muss ver-
hindert werden, dass solche Personen, die trotz einer langen Erwerbskarriere und
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grosser Bemiithungen den Anschluss an den Arbeitsmarkt nicht mehr finden, Sozial-
hilfe beziehen miissen und einen sozialen Abstieg erleiden.

Seit 2015 wird die Problematik der Existenzsicherung dlterer Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in verschiedenen Foren und Institutionen diskutiert. Seit dem Jahr
2015 findet unter der Federfiihrung des WBF jahrlich eine Konferenz {iber die Lage
der dlteren Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt statt. Im Rahmen dieser Konfe-
renz werden auch Vorschlidge zur Verhinderung finanzieller und sozialer Probleme
diskutiert, die durch eine drohende Aussteuerung édlterer Arbeitsloser verursacht
werden konnen.

Mit der Einfiihrung einer Uberbriickungsleistung fiir #ltere ausgesteuerte Personen
kann diese Liicke im Sozialversicherungssystem geschlossen werden. Die Uberbrii-
ckungsleistung ist an verschiedene Voraussetzungen gebunden und betrifft nur einen
kleinen Personenkreis. Fiir die betroffenen Personen ist es aber wichtig, dass sie bis
zum Erreichen des AHV-Rentenalters existenzsichernde Leistungen im Rahmen des
Sozialversicherungssystems, d. h. Ergdnzungsleistungen (EL), und nicht der Sozial-
hilfe erhalten kdnnen.

Gleichzeitig sollen die betroffenen Personen weiterhin die Moglichkeit haben, sich
von den RAV begleiten und beraten zu lassen. Im Rahmen der Arbeitslosenversiche-
rung soll daher die Vermittlungstitigkeit der RAV gerade fiir dltere Personen erheb-
lich verbessert werden. Auch ausgesteuerte Personen sollen davon profitieren kon-
nen (vgl. Ziff. 6.2.1).

Der Bundesrat hat das EDI beauftragt, fiir die Einfiihrung der Uberbriickungsleis-
tung einen Vernehmlassungsentwurf bis Ende Juni 2019 vorzubereiten.

7 Schlussfolgerungen

Eine Annahme der Initiative fiihrt zum Wegfall des FZA: Entweder wird es auf dem
Verhandlungsweg ausser Kraft gesetzt, oder es muss von der Schweiz einseitig
gekiindigt werden. Es ist unrealistisch, dass die EU ein Verhandlungsmandat fiir die
Ausserkraftsetzung des FZA verabschieden wiirde. Es muss daher damit gerechnet
werden, dass das FZA nach Ablauf der in der Initiative festgesetzten 12-monatigen
Frist fiir eine einvernehmliche Losung mit der EU durch die Schweiz einseitig
gekiindigt werden muss.

Der Wegfall des FZA hitte fiir die Schweiz bedeutende schédliche Konsequenzen.
Das FZA weist den grossten wirtschaftlichen Nutzen aller Bilateralen Abkommen I
auf und trdgt zur Schaffung und zum Erhalt von Arbeitsplétzen in der Schweiz bei.
Die Schweizer Wirtschaft verfiigt aufgrund des FZA {iber einen Arbeitskriftepool,
aus dem bendtigte Fachkrifte vereinfacht und unbiirokratisch rekrutiert werden
konnen. Gestiitzt auf das FZA profitieren auch Schweizerinnen und Schweizer vom
Rechtsanspruch, in der EU arbeiten und leben zu konnen.

Mit einer Annahme der Initiative wird zudem der Wegfall der Bilateralen I insge-
samt riskiert. Nebst dem daraus resultierenden wirtschaftlichen Schaden wére damit
auch der bilaterale Weg zwischen der Schweiz und der EU grundlegend infrage
gestellt.
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Die Zuwanderung ist aber auch mit Herausforderungen verbunden. In verschiedenen
Politikbereichen wurde unerwiinschten Begleiterscheinungen bereits durch gezielte
Massnahmen begegnet. Zusitzliche wirtschafts- und sozialpolitische Massnahmen
sind aber nétig und sinnvoll, um die Konkurrenzfahigkeit der inldndischen Arbeits-
krifte — Schweizerinnen und Schweizer sowie bereits anwesende Ausldnderinnen
und Auslénder — weiter zu erhéhen und die soziale Sicherheit zu stirken. Kom-
plementir zum inlédndischen Potenzial wird die Schweizer Wirtschaft jedoch auch
in Zukunft — insbesondere auch im Lichte des demografischen Wandels und der
Digitalisierung — auf gut qualifizierte Fachkrifte aus dem Ausland angewiesen sein.
Die Initiative lduft diesen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verdnderungen
zuwider.

Aus den dargelegten Griinden beantragt der Bundesrat den eidgendssischen Réten,
die Volksinitiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» Volk
und Sténden zur Abstimmung vorzulegen mit der Empfehlung, die Initiative abzu-
lehnen.

5076



BB12019

Literaturverzeichnis

Argumentarium des Komitees zur Volksinitiative «Fiir eine massvolle Zuwanderung
(Begrenzungsinitiative)», www.begrenzungsinitiative.ch > Argumente > Argumen-
tarium (Version vom 16. Januar 2018)

BAK Basel (2015): «Die Auswirkungen der bilateralen Vertrige auf die Unter-
nehmen der MEM-Industrie»

BAK Basel (2015): «Die mittel- und langfristigen Auswirkungen eines Wegfalls
der Bilateralen I auf die Schweizerische Volkswirtschaft», Studie im Auftrag des
Staatssekretariats fiir Wirtschaft SECO. www.seco.admin.ch.ch > Publikationen &
Dienstleistungen > Publikationen > Aussenwirtschaft > Verhéltnis zur EU

Bundesamt fiir Energie (BFE) (2017): «Modellierung der System Adequacy in der
Schweizy», www.bfe.admin.ch > News und Medien > Publikationen

Bundesamt fiir Raumentwicklung (ARE) (2016): «Verkehrsperspektiven 2040»,
www.are.admin.ch > Verkehr & Infrastruktur > Grundlagen und Daten > Verkehrs-
perspektiven 2040

Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV) (2018): «IV-Statistik 2017, Tabellen-
teil», www.bsv.admin.ch > Sozialversicherungen > Invalidenversicherung > IV
Statistik

Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2015): «Szenarien zur Bevolkerungsentwicklung der
Schweiz 2015-2045», www.bfs.admin.ch > Statistiken finden > Bevolkerung >
Zukiinftige Entwicklung > Schweiz-Szenarien

Ecoplan (2015): «Volkswirtschaftliche Auswirkungen eines Wegfalls der Bilatera-
len I — Analyse mit einem Mehrlidndergleichgewichtsmodell», Studie im Aufirag des
Staatssekretariats fiir Wirtschaft SECO. www.seco.admin.ch.ch > Publikationen &
Dienstleistungen > Publikationen > Aussenwirtschaft > Verhéltnis zur EU

EHB und INFRAS. (2017): «Die Entwicklung der Kompetenzanforderungen auf
dem Arbeitsmarkt im Zuge der Digitalisierung», SECO Publikation — Arbeitsmarkt-
politik Nr. 47. Bern

Eidgendssisches Departement fiir auswértige Angelegenheiten (EDA) (2019):
«Auslandschweizerstatistik», www.eda.admin.ch > Leben im Ausland > Publika-
tionen und Statistiken > Auslandschweizerstatistik

Eurostat (2017): «People in the EU — Population projections», https://ec.europa.eu

Favre, Sandro et al. (2013): «Verdringungseffekte des Freiziigigkeitsabkommens
Schweiz-EU auf dem Schweizer Arbeitsmarkty, www.seco.admin.ch > Arbeit >
Personenfreiziigigkeit & Arbeitsbeziehungen > Das Observatorium zum Freiziigig-
keitsabkommen Schweiz — EU > Studien

Favre, Sandro et al. (2018): «Der Arbeitsmarkterfolg von Immigrantinnen und
Immigranten in der Schweiz: Einkommensentwicklung und Erwerbsbeteiligung im
Léngsschnitty. In: SECO Publikation Arbeitsmarktpolitik Nr. 55

5077



BB12019

Riitter Soceco (2017): «Ursachen und Auswirkungen des Strukturwandelsy,
SECO Publikation — Arbeitsmarktpolitik Nr. 46. Bern

Sheldon, George und Dominique Cueni (2011): «Die Auswirkungen der Personen-
freiziigigkeit der Schweiz mit der EU auf die Lohne einheimischer Arbeitskréftey,
WWZ Forschungsbericht 2011/05

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO) (2013): «Bericht iiber die Regulierungs-
kosten. Schétzung der Kosten von Regulierungen sowie Identifizierung von
Potenzialen fiir die Vereinfachung und Kostenreduktiony», www.seco.admin.ch.ch >
Publikationen & Dienstleistungen > Publikationen > Regulierung > Regulierungs-
kosten > Bericht iiber die Regulierungskosten

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO) (2015): «Volkswirtschaftliche Auswirkun-
gen eines Wegfalls der Bilateralen I», www.seco.admin.ch > Aussenwirtschaft &
Wirtschaftliche Zusammenarbeit > Wirtschaftsbeziehungen > Wirtschaftsbeziehun-
gen mit der EU > Wirtschaftliche Bedeutung der Bilateralen I

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO) (2017): «Auswirkungen der Digitalisierung
auf Beschiftigung und Arbeitsbedingungen — Chancen und Risiken. Bericht

des Bundesrates in Erfiillung der Postulate 15.3854 Reynard vom 16.09.2015 und
17.3222 Derder vom 17.03.2017», Wirtschaftslage & Wirtschaftspolitik > Wirt-
schaftspolitik > Digitalisierung

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM),
Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2017):
«15 Jahre Personenfreiziigigkeit. 13. Bericht des Observatoriums zum Freiziigig-
keitsabkommen Schweiz — EU. Auswirkungen der Personenfreiziigigkeit auf den
Schweizer Arbeitsmarkt», www.seco.admin.ch > Arbeit > Personenfreiziigigkeit
und Arbeitsbeziehungen > Das Observatorium zum Freiziigigkeitsabkommen
Schweiz — EU

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO), Staatssekretariat fiir Migration (SEM),
Bundesamt fiir Sozialversicherungen (BSV), Bundesamt fiir Statistik (BFS) (2018):
«14. Bericht des Observatoriums zum Freiziigigkeitsabkommen Schweiz — EU.
Auswirkungen der Personenfreiziigigkeit auf Arbeitsmarkt und Sozialver-
sicherungen», www.seco.admin.ch > Arbeit > Personenfreiziigigkeit und Arbeits-
beziehungen > Das Observatorium zum Freiziigigkeitsabkommen Schweiz — EU

Wunsch, Conny et al. (2019): «Demografischer Wandel verscharft Fachkréfte-
mangel», in: Die Volkswirtschaft 5/2019

5078



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2019-07-22T14:44:57+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




